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1 Zusammenfassung

Vor dem Hintergrund der internationalen Entwicklung der Anforderungen an das Risikomana-

gement auf dem Gebiet der Stoffe war der AGS aufgerufen, sein eigenes Risikomanage-

mentverfahren zu überprüfen.

Zur Wahrnehmung der Aufgabe wurde im Frühjahr 1994 die Projektgruppe “Risikoakzeptanz”

(PG RA) gebildet.

Eine frühzeitige Festlegung der PG RA ging dahin, die Aspekte der Risikoakzeptanz auf die

Suche und Bestimmung von geeigneten Maßnahmen zur Erreichung akzeptierbarer Risiken

(Risikomanagement) einzugrenzen.

Als Fazit der Überprüfung durch die PG RA läßt sich folgendes festhalten.

Das bisherige Risikomanagement-Verfahren des AGS wird in seinen Grundzügen bestätigt.

Durch die Präzisierung einzelner Verfahrensschritte, die Bildung und die Art der Zusammen-

setzung einer Projektgruppe “Risikomanagement” (PG RM), die Einführung einer Entschei-

dungsmethode sowie durch die Etablierung von Verfahrensgrundsätzen werden die EU-

Rahmenbedingungen und der internationale Stand der Erkenntnisse zum Risikomanage-

ment berücksichtigt und für den AGS operationalisiert. Für Entscheidungen mit weitreichen-

den Auswirkungen ist damit die Aussicht auf Akzeptabilität, Konsistenz und Transparenz

verbessert. Der Leitfaden dient als Wegweiser für alle diesbezüglichen Arbeiten des AGS.

Die bei der Anwendung des Leitfadens gewonnen Erfahrungen sollten zu seiner Weiterent-

wicklung genutzt werden (siehe auch Kapitel 3.3.5.2).

2 Einleitung

2.1 Internationale Entwicklung der Anforderungen an das Risikomanagement

Der Begriff Risikomanagement ist in der Bundesrepublik Deutschland zumindest auf dem

Stoffgebiet erst in jüngerer Zeit häufiger im Gebrauch. Man bezeichnet damit einen Prozeß,

an dessen Ende eine risikobeseitigende oder risikomindernde Maßnahme steht. An späterer

Stelle (3.1.1) soll eine detailliertere Definition des Begriffes gegeben werden. Bereits durch

die allgemeine Begriffsbestimmung wird jedoch deutlich, daß der Ausschuß für Gefahrstoffe

(AGS) seit jeher Risikomanagement betrieben hat.
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Ausgelöst durch eine höchstrichterliche Entscheidung in den USA zum Arbeitsplatzgrenzwert

für Benzol im Jahre 1980 [1] sind die Ansprüche an das Risikomanagement zunächst in den

Vereinigten Staaten und nunmehr auch in der EU deutlich gestiegen. Erwartet werden eine

genauere Analyse der Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen, eine detailliertere Berücksichti-

gung sozio-ökonomischer Auswirkungen von Schutzmaßnahmen sowie die differenziertere

Abwägung zwischen Risikominderung einerseits und sozio-ökonomischer Auswirkung ande-

rerseits.

Erstmals mit der EU-Altstoffverordnung (EU-AltstoffV) [2]  in Verbindung mit dem Technical

Guidance Document on Development of Risk Reduction Strategies (TGD) [3]  werden diese

erhöhten Ansprüche von der EU in einer Stoffregelung übernommen einschließlich der Ein-

beziehung einer Analyse der wirtschaftlichen und sozialen Vor- und Nachteile, wenn

Beschränkungs- oder Verbotsmaßnahmen erwogen werden (Artikel 10 Abs. 3).

Die sinngemäße Anwendung dieser erhöhten Anforderungen an das Risikomanagement

auch auf neue Stoffe ist in der GD XI der EU-Kommission bereits beschlossene Sache.

Neben der GD XI beabsichtigt die für die Chemikalienverbotsrichtlinie [4] zuständige GD III

den gleichen Weg zu gehen, um von den bisherigen oftmals unsystematischen und inkon-

sistenten ad hoc-Verfahren wegzukommen.

Bei konstruktiver Anwendung des “verfeinerten” Risikomanagements ist eine Verbesserung

der Entscheidungsqualität zum Nutzen aller Bänke zu erwarten.

Um Mißverständnissen bei der Lektüre dieses Leitfadens vorzubeugen, sei an dieser Stelle

bereits betont, daß die o. g. erhöhten Anforderungen an das Risikomanagement sich auf

supranationale oder nationale Entscheidungen beziehen und nicht, jedenfalls nicht unmittel-

bar, auf das sehr praktische Risikomanagement im Betrieb.

2.2 Aktualisierung des Risikomanagementverfahrens im AGS - das Vor-      

gehen der Projektgruppe “Risikoakzeptanz”

Vor dem geschilderten Hintergrund sah sich der AGS veranlaßt, sein bisheriges Risikoma-

nagement-Verfahren zu überprüfen und ggf. anzupassen. Zu diesem Zweck wurde die Pro-

jektgruppe “Risikoakzeptanz” (PG RA) eingerichtet, die ihre Arbeit im Frühjahr 1994 auf-

nahm. Weil erhöhte Anforderungen an das Risikomanagement grundsätzlich auch erhöhten
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Aufwand bedeuten, bestand von vornherein die Vorgabe, nur Entscheidungen mit weitrei-

chenden Auswirkungen im Blickfeld zu haben. Derartige Entscheidungen stehen vor allem

dann an, wenn der Interessenkonflikt zwischen Risikosenkung und sozio-ökonomischen

Auswirkungen groß ist, d. h. wenn vergleichsweise hohe Risiken im Spiel sind, aber auch

erhebliche wirtschaftliche und soziale Auswirkungen. In Maßnahmen ausgedrückt handelt es

sich dabei im allgemeinen um Verbote, Beschränkungen und gelegentlich auch um Grenz-

wertsetzungen.

Die PG RA hat ihre Arbeit mit der Erstellung eines Begriffsglossars zum Problemkomplex

“Risiken durch Stoffe am Arbeitsplatz” begonnen (siehe Anhang I). Das Glossar enthält ne-

ben naturwissenschaftlich geprägten Begriffen, wie gefährliche Stoffeigenschaft, Exposition,

Risiko auch Termini, wie Risikowahrnehmung und Risikoakzeptanz, die die Vielfältigkeit der

Einflußfaktoren auf Entscheidungen deutlich machen. Es hatte zunächst für die Projektgrup-

pe selbst den Zweck, Begriffsklarheit zu schaffen und ein gemeinsames Verständnis vom

Risikomanagement zu prägen. Im selben Sinne ist das Glossar auch für den AGS in seiner

Gesamtheit wichtig. Die Glossarerstellung vor der Diskussion des eigentlichen Leitfadens

führte dazu, daß nicht alle später geprägten oder gebrauchten Begriffe von Bedeutung im

Begriffsglossar enthalten sind. Dies ändert indes nichts an seiner eben angesprochenen

Funktion.

Das Übungsbeispiel “Einsatz von Keramikfaser-Produkten für die Hochtemperaturdämmung

von Industrieöfen” (siehe Anhang II) diente der PG RA dazu, den erhöhten Anforderungen

an die Analyse der Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen, an die Berücksichtigung sozio-

ökonomischer Auswirkungen von Schutzmaßnahmen und an die Abwägung zwischen Risi-

kominderung und deren Auswirkungen probeweise am konkreten Einzelfall soweit wie mög-

lich gerecht zu werden. Außerdem bediente sich die Projektgruppe im Rahmen des Beispiels

der Mediation, um diese Methode der Verhandlungsführung auf ihre Leistungsfähigkeit zur

Herbeiführung optimaler Entscheidungen zu testen.

Durch die anschließend erfolgte Abstraktion der Erfahrungen am Einzelfall wurde die Basis

für die Formulierung des Leitfadens (Kapitel 3. und 4.) geschaffen.

Die als Anhang II dem Leitfaden beigefügte Dokumentation der Beispielbearbeitung dient

jetzt der Illustration des notwendigerweise kompakten Leitfadens bei dessen Anwendung

durch den AGS.
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In aller Deutlichkeit sei außerdem festgestellt, daß das dokumentierte “Entscheidungs-

ergebnis” zu Keramikfasern keine Vorwegnahme einer eventuell später zu treffenden Ent-

scheidung durch den AGS bedeuten soll und kann. Und das aus formalen Gründen wie auf-

grund der Tatsache, daß umständehalber Datenlücken während des Probelaufes durch zahl-

reiche Setzungen überbrückt werden mußten.

Ein wesentliches Defizit besteht darin, daß gegenwärtig keine national oder international

etablierte Methode zur Abschätzung sozio-ökonomischer Auswirkungen stoffbezogener

Schutzmaßnahmen angeboten werden kann. Der AGS wird sich hier bis auf weiteres mit

pragmatischem Vorgehen und “learning by doing” behelfen müssen.

Bestimmte Vorgaben des Leitfadens sind darauf angelegt, Mehraufwand im Vergleich zur

bisherigen Entscheidungspraxis so gering wie möglich zu halten. Im übrigen sollte die Qua-

lität der Entscheidungsergebnisse den Mehraufwand rechtfertigen.

3       Verfahrensschritte

3.1      Vorbemerkungen

3.1.1   Definition des Begriffes Risikomanagement

Die Definition für Risikomanagement im Begriffsglossar (Anhang I, Nr. 14) schlüsselt im we-

sentlichen den Management-Vorgang auf.

Die von der Presidential/Congressional Commission on Risk Assessment and Risk Mana-

gement der USA gewählte Definition lautet [5] :

 “Risikomanagement ist der Vorgang der Identifizierung, Beurteilung, Auswahl und

der Umsetzung von Maßnahmen, um das Risiko für die menschliche Gesundheit

und das Ökosystem zu reduzieren. Das Ziel des Risikomanagments sind wissen-

schaftlich fundierte, kosteneffektive, umfassende Maßnahmen, die Risiken redu-

zieren oder verhindern, wobei sie soziale, kulturelle, ethische, politische und recht-

liche Aspekte berücksichtigen.”
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Die Presidential/Congressional Commission hatte 1994 den Auftrag übernommen, das Risi-

komanagement amerikanischer Bundesbehörden, die über Stoff-Fragen zu entscheiden

haben, zu analysieren, um Harmonisierungsvorschläge zu unterbreiten. Der Endbericht wur-

de 1997 vorgelegt.

Während Satz 1 der amerikanischen Definition sinngemäß mit unserer Begriffsbestimmung

übereinstimmt, weist Satz 2 auf die Vielschichtigkeit der Entscheidungsfindung hin und

macht somit deutlich, daß die zahlreichen genannten Aspekte in die Entscheidung eingehen.

Die meisten dieser Aspekte führt der Begriff Risikowahrnehmung des Begriffsglossars

ebenfalls auf (Anhang I, Nr. 11).

3.1.2 Risikozielgrößen

Im Interesse der Klarheit und zur Erleichterung der Setzung von Bearbeitungsprioritäten ist

es wünschenswert, feste Risikozielgrößen zu bezeichnen zwecks Abgrenzung von endlichen

aber nach allgemeiner Auffassung vernachlässigbaren Restrisiken.

Die PG RA konnte sich auf folgendes allgemeine Schema verständigen:

vernachlässigbares
Restrisiko = Sicherheit

hinnehmbares
Risiko

nicht hinnehmbares
Risiko = Gefahr

       ----------------------------------------------------------------------------------------〉 Risiko

            0                                ↑                      ↑
                       Grenzbereich I            Grenzbereich  II
                                   (Risikozielgröße)

Die detaillierte Diskussion etwaiger Risikozielgrößen (Grenze I) ergab, daß ihr Zahlenwert im

Sinne von Eintrittswahrscheinlichkeit nicht nur von der Wirkungsart abhängig zu machen ist,

sondern bei gegebener Wirkungsart, z. B. krebserzeugend, auch noch von einer Vielzahl

anderer risikobezogener Einflußfaktoren, wie Größe und Zusammensetzung des exponierten

Kollektivs, Zuverlässigkeit der Risikoaussage für den Menschen, Dosis-Häufigkeits-

Beziehung für den Bereich möglicher Belastungen am Arbeitsplatz, ggf. noch von Latenz-

zeit, Krankheitsverlauf, Heilungschancen, soweit vorhersagbar. Die PG RA sah sich trotz

mehrfacher Anläufe nicht in der Lage, Zahlenwerte für Risikozielgrößen festzulegen.
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Während Grenze I als eine gesundheitspolitische Setzung verstanden werden kann, ist

Grenze II das Ergebnis einer AGS-Entscheidung im konkreten Einzelfall unter Berücksichti-

gung aller relevanten Argumente (z. B. gesundheitspolitischen, ökonomischen und sozio-

kulturellen Aspekten; Anhang I, Nr. 9).

Aus der Praxis des Risikomanagements werden sich ggf. zu einem späteren Zeitpunkt Risi-

kozielgrößen aufgrund der gesammelten Erfahrung ableiten lassen.

In der Zwischenzeit werden Prioritäten wie bisher pragmatisch zu vereinbaren sein.

3.2 Verfahrensschritte im Überblick und allgemeine Grundsätze

In jedem Anwendungsfall des Leitfadens sind prinzipiell die u. g. Verfahrensschritte in der

angegebenen Reihenfolge zu durchlaufen:

− Einrichtung einer Projektgruppe “Risikomanagement” (PG RM)

− Einstieg bei der Risikobeschreibung

− Identifizierung der Maßnahmenoptionen und ihrer Risikominderungspotentiale

− Abschätzung der sozio-ökonomischen Auswirkungen ausgewählter Maßnah-
menoptionen

− Entscheidungsfindung in der PG RM und Empfehlung an den Hauptausschuß

 

 Die Bearbeitungstiefe im Rahmen eines jeden Verfahrensschrittes orientiert sich daran, ob

durch weitere Verbesserung der Datenlage ein Einfluß auf die Entscheidungsfindung er-

wartet wird. Ist dies nicht der Fall, wird die Bearbeitung zunächst abgebrochen. Im späteren

Verlauf des Verfahrens kann es sich jedoch erweisen, daß weitergehende Daten erforderlich

sind. Dann muß es im Sinne eines iterativen Prozesses möglich sein, an geeigneter Stelle in

das Verfahren erneut einzutreten und dieses (teilweise) zu durchlaufen.

 

 Entsprechend transparent und nachvollziehbar müssen das Vorgehen und Ergebnisse im

Rahmen der einzelnen Schritte dokumentiert sein.

 

 Um unangemessene Verzögerungen durch Datenbeschaffungen zu vermeiden oder gar den

Abbruch des Verfahrens wegen Datenmangels, wird die Entscheidungsfähigkeit des AGS

mit Hilfe des Instrumentes der “besten plausiblen Schätzung” gesichert, die an die Stelle der

fehlenden Daten tritt.
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 Der AGS geht  davon aus, daß wenn seine Entscheidungen zu Konflikten mit den Interessen

anderer Schutzziele (Umwelt- und Verbraucherschutz) führen, diese Konflikte auf Ressort-

ebene identifiziert, bereinigt oder Aufgaben an den AGS zurückverwiesen werden mit ent-

sprechenden Maßgaben.

 

 3.3 Verfahrensschritte im Einzelnen
 
 3.3.1 Einrichtung einer Projektgruppe “Risikomanagement” (PG RM)

 
 PG RM bereitet für den Hauptausschuß Entscheidungsempfehlungen vor ggf. in Form meh-

rerer Handlungsoptionen durch Faktenzusammenführung und Beurteilung von Faktenge-

genüberstellungen (siehe 3.3.5).

 
 Die Projektgruppe soll hierfür zum einen aus ständigen Mitgliedern bestehen (“Kern”) und

zum anderen durch Sachverständige ergänzt werden, die fallweise bestimmt werden (“Man-

tel”). PG RM soll durch einen neutralen Vorsitzenden geleitet werden. Für den Kern ist so-

wohl die “Bänkesymmetrie” von besonderer Bedeutung, wie auch der einschlägige Sach-

verstand des AGS aus BK “Tox”, UA I, UA III, UA IV und UA V (siehe 3.3.2, 3.3.3). Darüber

hinaus ist in der Projektgruppe Sachverstand in Wirtschaftsfragen dauerhaft anzusiedeln.

Die Anzahl der ständigen Mitglieder soll aus Gründen der Arbeits- und Entscheidungsfähig-

keit klein gehalten werden. Vom zu behandelnden Problemfall und seinen Lösungsmöglich-

keiten sowohl negativ wie auch positiv Betroffene auf Arbeitnehmer- wie auf Arbeitgeberseite

stellen die ebenfalls begrenzte Zahl der Mantelmitglieder.

 
 Die Entscheidung zur Beteiligung der Projektgruppe Risikomanagement und damit zur An-

wendung des Leitfadens trifft der Hauptausschuß. Wie in Kapitel 2.2 bereits dargestellt, wird

die Beteiligung insbesondere dann erfolgen, wenn vergleichsweise hohen Gesundheitsrisi-

ken für Arbeitnehmer mit Maßnahmen begegnet werden soll, die erhebliche wirtschaftliche

und soziale Auswirkungen bedingen können. Ein typischer Beteiligungsfall werden Verbots-

oder Beschränkungserwägungen nach EU-Altstoffverordnung sein. Es wird davon ausge-

gangen, daß PG RM pro Arbeitsjahr 1 bis 2 Problemfälle der genannten Art wird bewältigen

können.

 



Leitfaden für das Risikomanagement des AGS. . .  Seite  11

 Nach der Delegation eines Problemfalles an die Projektgruppe und ihrer Befassung mit der

Problemstellung erfolgt die Bildung des Mantels. D. h. die betroffenen Institutionen werden

um die Benennung von Sachverständigen gebeten. Ebenfalls zum Auftakt ist die Zuarbeit

durch BK “Tox”, UA I, UA III, UA IV und UA V sowie durch die Mantelmitglieder zu veranlas-

sen. Für die Faktenzusammenführung werden entscheidungsreife Vorlagen benötigt, die die

PG RM ggf. hinterfragen wird im Sinne von Verständnisfragen oder im Zusammenhang mit

Fachfragen, die im Verlauf des Entscheidungsprozesses neu auftauchen bzw. eine beson-

dere Bedeutung erhalten. Im übrigen legt die Projektgruppe den aktuellen Erkenntnisstand

in den o. g. AGS-Gremien für ihre Arbeit zugrunde und führt deshalb auch keine Anhörun-

gen von Sachverständigen durch zu Fragen, die in den Zuständigkeitsbereich dieser Gre-

mien fallen.

 

 3.3.2 Einstieg bei der Risikobeschreibung

 
 Das Gesundheitsrisiko eines Arbeitnehmers beim Umgang mit einem gefährlichen Stoff

hängt von der Belastung am Arbeitsplatz und dem Wirkprofil des Stoffes ab. Eine Risikobe-

schreibung verknüpft somit expositions- und wirkungsbezogene Daten. Wenn möglich, soll

sowohl die Art, der Schweregrad und die Häufigkeit des zu erwartenden Gesundheitsscha-

dens abgeschätzt werden.

 

 Da der Umgang mit Chemikalien in verschiedensten Bereichen unter den unterschiedlichs-

ten Bedingungen erfolgt, werden sich für unterschiedliche Tätigkeiten unterschiedliche Ex-

positionsprofile ergeben. Zentrale Parameter einer Expositionsbeschreibung sind das Ar-

beitsschutzniveau des Betriebes, die Skizzierung des Tätigkeitsbereiches und seiner sicher-

heitstechnischen Ausstattung, die zu erwartenden Belastungspfade (inhalativ und dermal),

die Zahl der exponierten Arbeitnehmer, Durchschnitts- und Spitzenbelastungen und die

Langfristigkeit der Belastungen.

 

 Das Wirkungsprofil eines Stoffes erschöpft sich nicht in der qualitativen Beschreibung der

möglichen toxikologischen Eigenschaften eines Stoffes; ein wesentlicher Parameter des

Wirkungsprofils ist die Wirkungsstärke bzw. Dosis-Wirkungs-Beziehung des zu beurteilen-

den Stoffes. Diese kann für den beobachteten Belastungsbereich mit Hilfe von experimen-

tellen oder arbeitsmedizinischen Daten beschrieben werden. Sehr selten liegen Daten zur

quantitativen toxikologischen Beurteilung relativ geringer Belastungen am Arbeitsplatz vor;

diesbezügliche Datenlücken müssen durch Annahmen und Modelle überbrückt werden. Zur

Beschreibung von Dosis-Wirkungs-Beziehungen können Kenntnisse zum jeweiligen Wirk-

mechanismus des Stoffes wesentlich beitragen.
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 Risikobeschreibungen sind wesentliche Grundlage von Risikomanagement-Entscheidungen.

Die Darstellung der Expositionssituationen, des Wirkprofils des Stoffes und der aus diesen

Risikokomponenten ermittelten Gesundheitsrisiken am Arbeitsplatz muß geeignet sein, den

häufig fachfremden Risikomanagern einen im wesentlichen zutreffenden Eindruck der zu

bewertenden Risikosituationen zu vermitteln. Zunächst muß deutlich werden, auf welcher

Grundlage die Risikobeschreibung angefertigt wurde. Werden durchschnittliche Belastungen

und durchschnittlich empfindliche Arbeitnehmer zugrundegelegt? Oder wird das Risiko eines

besonders empfindlichen Arbeitnehmers bei seltenen extremen Belastungen beschrieben?

Der Risikomanager muß über die Qualität und Aussagekraft einer Risikobeschreibung in-

formiert werden. Beruhen wesentliche Aussagen auf Daten oder auf Modellannahmen?  Wa-

ren wesentliche Extrapolationsschritte  (von Ratte zu Mensch, von oral nach inhalativ, von

 hohen zu niedrigen Belastungsbereichen) notwendig, um eine Risikoaussage für einen kon-

kreten Arbeitsplatz zu erhalten? Besteht bezüglich einer konkreten Risikobeschreibung weit-

gehende Einigkeit unter Risikobeschreibern, oder werden kontroverse Einschätzungen ver-

treten?

 

 Im Interesse konsistenter Risikomanagement-Entscheidungen bedarf es daher einer trans-

parenten und verständlichen Darstellung der zu verhandelnden Risiken.

 

 Die Risikobeschreibung als Anknüpfungspunkt für das nachfolgende Risikomanagement

charakterisiert den Ist-Zustand des Stoffumganges und berücksichtigt zumindest die exposi-

tionsintensiven Tätigkeiten entlang des Stofflebenslaufes.

 

 Aus dem zuvor Gesagten ist zu entnehmen, daß der UA V und der BK “Tox” die fachlichen

Vorarbeiten zu leisten haben. Für die Erstellung der Risikobeschreibung selbst sind drei Op-

tionen vorstellbar. BK “Tox” und UA V könnten zu diesem Zweck einen Arbeitskreis bilden;

die Projektgruppe selbst könnte die Aufgabe übernehmen und sich hierüber intensiv in die

Problemstellung einarbeiten; als dritte Möglichkeit käme eine Externalisierung in Betracht.

Diese Option setzt voraus, daß die Durchsetzung angemessener Fristen und sachlich richti-

ger Ergebnisse sichergestellt ist. Ansonsten sollte die Wahl der Option von der jeweiligen

Arbeitsbelastung abhängig gemacht werden.

 

 Für Vorgänge nach der  AltstoffV gilt, daß die Bewertungsstelle der BAuA unter Berücksich-

tigung etwaiger Stellungnahmen des BUA und anderer Mitgliedstaaten der EU die Risikobe-

schreibung erstellt.
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3.3.3 Identifizierung der Maßnahmenoptionen und ihrer Risikominderungs-

 potentiale

 
 Wird das in der Risikobeschreibung charakterisierte Risiko in einer ersten Einschätzung

durch die PG RM als zu hoch vermutet in Relation zu anderen Stoffrisiken am Arbeitsplatz,

so sind durch den UA I Maßnahmenoptionen zu erarbeiten. Hierbei geht es zuerst darum,

die bereits geltenden Regelungen zu ermitteln, deren Realisierung und deren Einhaltung

(compliance), soweit dies nicht bereits aus der Risikobeschreibung selbst hervorgeht (Expo-

sitionsteil).

 

 Vor dem Hintergrund des Ist-Zustandes sind vom UA I tätigkeitsspezifische Maßnahmenop-

tionen technischer und organisatorischer Art zu identifizieren, ausgehend von den regulatori-

schen Ansätzen und Maßnahmen-Rangfolgen der GefStoffV sowie vom Stand der Technik,

der betrieblichen Praktikabilität und einer ersten Einschätzung der Verhältnismäßigkeit durch

den UA I. Bereitet die überschlägige Abschätzung der Kosten einer Maßnahme Schwierig-

keiten bzw. fällt die Beurteilung ihrer Verhältnismäßigkeit schwer, so sollte die betreffende

Maßnahme im Zweifelsfall vom UA I weiter mitgeführt werden. Eine genauere Beurteilung

erfolgt dann im Rahmen der Entscheidungsfindung durch die PG RM.

 

 Für die Maßnahmenoptionen der engeren Wahl aus Sicht des UA I schätzen UA V und UA I

gemeinsam Expositionsverminderungen ab sowohl mit wie auch ohne “Persönliche Schutz-

ausrüstung” unter der Annahme einer vollständigen Realisierung und Einhaltung der ausge-

wählten Optionen.

 

 Die aus den Expositionsverminderungen resultierenden Risikoverminderungen beurteilt die

PG RM nach dem unter 3.3.5 beschriebenen Verfahren. Ob und ggf. ab wann im Verfahren

neben den technischen und organisatorischen Maßnahmenoptionen auch Beschränkungen

oder Verbote erwogen werden sollen, ist im Einzelfall festzulegen. Sollte dies erforderlich

werden, veranlaßt PG RM den UA IV, die Verfügbarkeit von Ersatzstoffen und Ersatzlösun-

gen sowie deren funktionale Äquivalenz zu prüfen. Das Technical Guidance Document zur

EU-AltstoffV macht in diesem Zusammenhang deutlich, daß Beschränkungen auch die Ent-

wicklung von Alternativen auslösen kann und es wichtig sei, die dynamische Natur einer sol-

chen Situation zu berücksichtigen, in der der technische Fortschritt und die Entwicklung des

Marktes besonders schnell seien können [3]. Es geht für  den UA IV also auch darum, ab-

sehbare oder wahrscheinliche Entwicklungen mit zu erfassen und zu würdigen.
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 Für die Entscheidungsfindung ist es wichtig, neben der Verminderung oder der Beseitigung

des Risikos, wie es der zu ersetzende Gefahrstoff verursacht hat, auch etwaige neue Risi-

ken durch den Ersatzstoff kennenzulernen. D. h. näher in Betracht zu ziehende Ersatzstoffe

lösen für die Gremien BK “Tox” und UA V prinzipiell auch Expositions- und Wirkungs-

abschätzungen aus, wie sie für den Gefahrstoff vorgenommen worden sind. Das o. g. Tech-

nical Guidance Document rät jedoch zu einem schrittweisen Vorgehen; man solle nicht wei-

ter gehen, als unbedingt nötig, um wahrscheinliche Risiken zu demonstrieren. Zu beginnen

sei mit der verfügbaren Information. Die Erzeugung von Daten, im Extremfall eine Bewer-

tung nach der EU-AltstoffV, empfiehlt das Technical Guidance Document wegen der damit

verbundenen Zeit- und Mittelinvestition nur nach sorgfältiger Abwägung. Nicht selten sind z.

B. von Ersatzstoffen die gleichen kritischen Wirkungen zu erwarten wie beim zu substituie-

renden Gefahrstoff, aber die Toxikologie hat gute Anhaltspunkte für eine geringere Wir-

kungsstärke. Es entspräche der Philosophie des Technical Guidance Document mit dieser

Information in die Entscheidungsfindung einzutreten.

 

 3.3.4 Abschätzung der sozio-ökonomischen Auswirkungen ausgewählter Maß-

nahmenoptionen

 
 Mit dem Begriff der sozialen Auswirkungen sind vor allem der Erhalt von Arbeitsplätzen, die

soziale Sicherheit, Motivation sowie Betriebsklima gemeint.

 

 Die wirtschaftlichen Auswirkungen schließen die Betrachtungsebenen Betrieb, Branche,

Volkswirtschaft ein. Betroffene sind dabei die Hersteller, die Verwender sowie die jeweiligen

Arbeitnehmer, und zwar sowohl bezogen auf den Gefahrstoff wie auf sein Substitut. Zu be-

rücksichtigen sind Kosten und wirtschaftlicher Nutzen aller  Betroffenen.

 

 Die Auswirkungen sind wichtige Aspekte der Entscheidungsfindung. Der damit verbundene

Aufwand erlaubt eine Abschätzung der Auswirkungen allerdings im allgemeinen nur bei Be-

schränkungen und Verboten, darüber hinaus im Einzelfall bei besonders folgenschweren

Maßnahmen auch anderer Art.

 

 Die sozio-ökonomischen Auswirkungen werden durch die PG RM abgeschätzt. Die hierfür

erforderlichen Daten sind von der Wirtschaft über ihre Mantelmitglieder der Projektgruppe

zur Verfügung zu stellen.
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 Gegenwärtig besteht national und international ein Defizit an etablierten Methoden zur Ab-

schätzung sozio-ökonomischer Auswirkungen stoffbezogener Schutzmaßnahmen. Vorrangig

wäre es, ein System oder Rahmen zu bestimmen, innerhalb dessen die Abschätzungen vor-

genommen würden. Neben den bereits genannten Betrachtungsebenen und den Betroffe-

nen wäre z. B. festzulegen, ob die Abschätzungen der Auswirkungen sich auf einen defi-

nierten Zeitpunkt beziehen sollen (wenn ja, welchen), oder ob eine dynamische Betrachtung

erfolgen soll. Zur Beurteilung von Maßnahmenfolgekosten wäre der Vergleich mit einem

Musterbetrieb der betreffenden Branche erforderlich.

 

 Das Beispiel im Anhang II zum Leitfaden macht vor diesem Hintergrund die Schwächen der

dort vorgenommenen Folgekostenabschätzungen deutlich. Andererseits erweist sich ein

Kostenvergleich auf der Betrachtungsebene Branche für die beiden Szenarien 1 und 2 als

hilfreich (Anhang II, Seite 31 ff). Es hat sich aber auch gezeigt, daß besondere Unsicher-

heiten auf der volkswirtschaftlichen Betrachtungsebene auftraten, die zu Ergebnisverzerrun-

gen führen können.

 

 In der gegenwärtigen Situation bleibt nur der Weg einer pragmatischen Vorgehensweise, um

am Beispiel zu lernen. Von Interesse wird auch die Handhabung bzw. Bewältigung dieses

Problems durch andere Länder sein und der Stellenwert, den die EU den Abschätzungen

der sozio-ökonomischen Auswirkungen zukünftig geben wird.

 

 Folgende Grundsätze sollen im AGS für die Abschätzung sozialer und wirtschaftlicher Aus-

wirkungen gelten:

− die bereitgestellten Wirtschaftsdaten sollen nachvollziehbar und verifizierbar sein, zu-

mindest aber plausibel;

− der AGS hat das Recht, für seine Entscheidungsfindung erforderliche Daten von der

Wirtschaft nachzufordern;

− die Abschätzung der Auswirkungen beginnt mit qualitativen Betrachtungen z. B. unter

sinngemäßer Anwendung der TRGS 440, Anlage III, auf Betriebe einer bestimmten

Branche, nur im Bedarfsfall erfolgt eine schrittweise Quantifizierung;

− die Abschätzung ist abzubrechen beim Erreichen von Einvernehmen oder wenn eine

weitere Vertiefung der Betrachtung ohne Entscheidungsrelevanz wäre;

− die methodischen Defizite und Unsicherheiten der Prognosen sind deutlich zu machen.
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3.3.5 Entscheidungsfindung in der PG RM und Empfehlungen an den Haupt-

ausschuß

3.3.5.1 Die Strukturierung der Entscheidungsfindung

Aufgabe des Kerns der PG RM ist es nunmehr zu begründeten Empfehlungen an den AGS

zu kommen hinsichtlich der zu treffenden Maßnahmen - hier kurz Entscheidungsfindung

genannt.

Nach dem Durchlaufen der vorangegangenen Verfahrensschritte liegen die entscheidungs-

relevanten Informationen grundsätzlich vor in Form der Risikocharakterisierung, der ausge-

wählten Handlungsoptionen einschließlich der dazugehörigen Risikoverminderungen sowie

der sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen.

Im Verlauf der Entscheidungsfindung kann sich die Notwendigkeit für zusätzliche Daten er-

geben, die zu einer teilweise Wiederholung des vorangegangenen Verfahrens führen würde

(siehe 3.2).

Im Interesse differenzierter Entscheidungen und einer zielführigen Diskussion ist eine

Strukturierung der Diskussion unbedingt zu empfehlen. In einer Matrix (Tabelle 1) werden

hierzu der Ist-Zustand und ein oder mehrere Szenarien (geprägt durch die ausgewählten

Handlungsoptionen) Entscheidungsaspekten gegenübergestellt. Entscheidungsaspekte sind

Risiken für Gesundheit und Leben, Fallzahlen, Kosten, Nutzen, Auswirkungen auf Beschäf-

tigungszahlen, Garantenstellung, Wettbewerbsvorteil durch Innovation, Verfügbarkeit von

Ersatzprodukten oder -lösungen (siehe Anhang II, Seite 39). Je nach Einzelfall kann es er-

forderlich sein, einzelne Aspekte weiter aufzuschlüsseln (z. B. die Kosten); auch können

Entscheidungsaspekte entfallen (z. B. die Verfügbarkeit von Ersatzprodukten, wenn Be-

schränkungen/Verbote gar nicht zur Debatte stehen) oder neue hinzukommen.
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Der Entscheidungsaspekt “Garantenstellung” bedarf einer näheren Erläuterung. Der Begriff

stammt aus dem Qualitätsmanagement. Er meint die Gewährleistung der Umsetzung einer

Maßnahme in die Praxis und umfaßt damit die praktische Durchführbarkeit einer Maßnahme

sowie ihre dauerhafte Aufrechterhaltung, letzteres wird auch mit “compliance” im internatio-

nalen Schrifttum bezeichnet. Die Garantenstellung wird von monetären (Betriebskosten, ex-

terne Kosten) und nichtmonetären (Rechtsmittel, freiwillige Vereinbarungen, Anreizsysteme,

Motivation/Betriebsführung, Kontrollmöglichkeit) Faktoren beeinflußt. Der Entscheidungsas-

pekt Garantenstellung ist erforderlich, weil bei der Identifizierung der Maßnahmenoptionen

und der Abschätzung der damit einhergehenden Risikoverminderungen eine vollständige

Gewährleistung der Umsetzung zunächst unterstellt wurde, diese Unterstellung aber nicht

der Realität entsprechen muß (siehe auch Anhang II, Seite 41).

Tabelle 1:  Grundlagen der Risikobewertung  (siehe auch Anhang II, Seite 39)

Entscheidungsaspekte Ist-Zustand Szenario 1 Szenario 2

Risiken

absolute Fallzahlen

Kosten

Nutzen

Auswirkung auf
Beschäftigtenzahlen

Garantenstellung

Wettbewerbsvorteil
durch Innovation

Verfügbarkeit des
Ersatzproduktes

Die Beurteilung der ausgefüllten Tabelle 1 erfolgt mit Hilfe der Beurteilungskategorien Ak-

zeptabilität der Risiken, Angemessenheit, Verteilungsgerechtigkeit, Vorsorgegedanke und

funktionale Äquivalenz. Es wird von Beurteilungskategorien statt von Beurteilungskriterien

gesprochen, weil die genannten Begriffe dem Urteilenden keine Maßstäbe an die Hand ge-

ben, sondern lediglich Denkkategorien darstellen.
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Der Begriff “Akzeptabilität der Risiken” bezieht sich in diesem Zusammenhang nur auf den

Vergleich des zu beurteilenden Risikos mit anderen, vergleichbaren Risiken (Vergleich-

barkeit hinsichtlich der Parameter, die die menschliche Reaktion auf Risiken bestimmen, wie

Freiwilligkeit/Unfreiwilligkeit). Gemeint ist hier nicht die Akzeptabilität einer Management-

Entscheidung, in die neben dem Risiko auch alle anderen Einflußfaktoren einer Entschei-

dung, wie z. B. Kosten eingehen.

“Angemessenheit” meint eine effiziente Zielerreichung; “Verteilungsgerechtigkeit” beinhaltet

den Fairneßgedanken; “Funktionale Äquivalanz” der Szenarien, besonders bedeutsam bei

Ersatzstoffen, ist selbsterklärend; “Vorsorgegedanke” bedeutet die Berücksichtigung der in

den gemachten Annahmen beinhalteten Unsicherheiten bei der Entscheidung. So können

je Szenario die Annahmen aufgelistet und zunächst einzeln beurteilt werden mit sehr si-

cher ++ bis sehr unsicher --, um zu einer Gesamteinschätzung der Sicherheit der Annahmen

je Szenario zu kommen (siehe auch Anhang II, Seite 42 ff).

Nunmehr erfolgt der Reihe nach in einem diskursiven Prozeß die Anwendung der genannten

Beurteilungskategorien auf die Matrix (Tabelle 1). Dabei ist nicht jedes ausgefüllte Matrixfeld

für eine bestimmte Beurteilungskategorie einschlägig. Die “Akzeptabilität der Risiken” bei-

spielsweise bezieht sich nur auf die Risikofelder in der Matrix und den gedanklichen Ver-

gleich mit anderen Stoffrisiken für Arbeitnehmer.

Das Ergebnis der aufeinanderfolgenden Anwendung der Beurteilungskategorien kann in

einer weiteren Tabelle 2 festgehalten werden, indem man die Beurteilungskategorien gegen

die Szenarien aufträgt und für jede Kategorie eine Plazierung der Szenarien vergibt; bei z. B.

3 Szenarien: 1 bis 3, wobei 1 = beste Plazierung und 3 = ungünstigste Plazierung.
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Tabelle 2: Gesamtbewertung zur Entscheidungsfindung

Beurteilungskategorie Ist-
Zustand

Szenario
1

Szenario
2

Anmerkungen

Akzeptabilität der Risiken
für Arbeitnehmer

z. B.
3

z. B.
2

z. B.
1

Angemessenheit

Verteilungsgerechtigkeit

Vorsorgegedanke

Funktionale Äquivalenz

Jede Beurteilungszeile der Tabelle 2 kann noch mit zusätzlichen Anmerkungen aus der da-

zugehörigen Diskussion versehen werden.

Eine Gesamtsicht der Tabelle 2 mit ihren Einzelplazierungen  je Zeile und den Anmerkungen

führt zur Gesamtbewertung in Form einer Plazierung der Szenarien durch die Gruppe. Dies

ergibt die Empfehlung der PG RM in Form einer Rangfolge der Handlungsoptionen an den

Hauptausschuß (siehe auch Anhang II, Seite 42 ff).

Der Empfehlung ist eine Dokumentation beigefügt, die beginnend mit der Risikobeschrei-

bung die einzelnen Verfahrensschritte und ihre Ergebnisse samt Begründung nachvollzieh-

bar darstellt ggf. unter Einbeziehung der jeweiligen Alternativen.

Sollte nach dem genannten Verfahren keine Entscheidung zustande kommen, hat jede Bank

in der PG RM das Recht, einen Entscheidungsversuch unter Anwendung der Monetarisie-

rung der menschlichen Gesundheit/des menschlichen Lebens vorzuschlagen. Zu diesem

Vorgehen ist das ausdrückliche Einverständnis der anderen Bänke erforderlich.

Der Grundgedanke der Monetarisierung ist die Erleichterung der Vergleichbarkeit von Risi-

koverminderungen einerseits mit wirtschaftlichen Kosten andererseits, indem Leben und

Gesundheit der Arbeitnehmer in Geldbeträgen ausgedrückt werden. Die Ableitung derartiger

Geldbeträge erfolgt z. B. mit Hilfe der Methode “willingness to pay”. Derartige Methoden

werden sehr kontrovers diskutiert. Die Entscheidung für ihre Anwendung im Einzelfall durch

die PG RM bedarf daher in besonderem Maße der Offenlegung (siehe Kapitel 4) [8].
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3.3.5.2 Das Mediationsverfahren

Die Natur der oben beschriebenen Entscheidungsfindung ist dadurch geprägt, daß zwischen

Fakten abzuwägen ist, die nicht oder nur mit erheblichen Einschränkungen vergleichbar sind

und die zudem jeweils mit unterschiedlichen Wertungen durch die einzelnen gesellschaftli-

chen Gruppierungen behaftet sein können.

Als Mittel zur Überwindung der damit verbundenen Schwierigkeiten wird der strukturierte

Diskurs zwischen den Betroffenen bzw. ihren Interessenvertretern vorgeschlagen. Von ent-

scheidender Bedeutung für das Gelingen ist die Art und Weise, in der der Diskurs geführt

wird. Die PG RA hat im Fall ihres Übungsbeispiels “Keramikfasern” zur Zufriedenheit aller

Beteiligten des Mediationsverfahrens angewandt. Es wird vorgeschlagen dieses Mediations-

verfahren zukünftig anzuwenden und im Rahmen der ersten Fallbeispiele wissenschaftlich

zu begleiten.

Die Mediation bedient sich eines Moderators, der im Sinne eines Katalysators den Entschei-

dungsprozeß vorantreibt, ohne selbst Partei zu sein. Alle Parteien einigen sich auf gemein-

same Regeln, deren Beachtung der Moderator überwacht. Zu diesen Regeln zählen die

Gleichberechtigung unterschiedlicher Rationalitäten, Interessen und Werte, das Belegen von

Tatsachenbehauptungen, das Recht auf Hinterfragen und Überprüfung der Aussagen ande-

rer sowie die Regeln der Logik. Als Abstimmungsmodi sind der Konsens, der tolerierte Kon-

sens (einige Teilnehmer stimmen nicht in allen Abstimmungspunkten mit anderen Teilneh-

mern überein, dulden aber die Zustimmung) oder die Mehrheitsentscheidung möglich. Der

Erfolg der Mediation hängt von der Kooperations- und Verständigungsbereitschaft der betei-

ligten Parteien ab, getragen von der Einsicht, daß eine stabile Entscheidung die angemes-

sene Berücksichtigung der Interessen aller Beteiligten voraussetzt. Insofern ist der Konsens

einer Mehrheitsentscheidung vorzuziehen [6] [7].

4 Transparenz

Aus Gründen der Praktikabilität lassen sich Maßnahmenentscheidungen des AGS und sei-

ner Gremien nur über Interessenvertreter für die einzelnen gesellschaftlichen Gruppierungen

treffen. Diese entscheiden nach bestem Wissen und Gewissen darüber, welche Problemlö-

sungen sie für hinnehmbar (akzeptabel) halten. Demnach muß die vermutete Hinnehmbar-

keit (Akzeptabilität) nicht unbedingt identisch sein mit der tatsächlichen Hinnahme (Akzep-

tanz) durch die unmittelbar Betroffenen. Aus diesem Grund ist eine frühzeitige Information
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und angemessene Beteiligung der Betroffenen sicherzustellen. Dieses kann z. B. durch ge-

eignete Veröffentlichungen oder durch eine Anhörung geschehen. Dies ist besonders bei

weitreichenden und wertegetragenen Entscheidungen von Bedeutung. Durch die Veröffentli-

chung der Ergebnisse samt Begründung unter Einbeziehung der denkbaren Alternativen in

nachvollziehbarer Form, z. B. im Bundesarbeitsblatt, wird den Betroffenen die Möglichkeit

eröffnet, korrigierend einzugreifen.
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Anhang I

zum Leitfaden für
das Risikomanagement des AGS

Begriffsglossar
zum Problemkomplex

“Risiken durch Stoffe
am Arbeitsplatz”



Leitfaden für das Risikomanagement des AGS. . .  Seite  23

1.  Gesundheitsschaden

Als Gesundheitsschaden läßt sich ein Zustand definieren, der vom Normalzu-

stand der Gesundheit abweicht und bis zum Zustand der Krankheit reichen

kann.

Dabei ist Gesundheit definiert als ein Zustand des Fehlens von Krankheit sowie

darüber hinaus auch als ein Zustand optimalen körperlichen, geistigen und sozi-

alen Wohlbefindens [12].

Der Krankheitsbegriff wird primär aus ärzlich-klinischer Sicht gesehen und ist

definiert als ein objektiv faßbarer, regelwidriger, anomaler körperlicher oder

geistiger Zustand, der die Notwendigkeit der Heilbehandlung des Menschen er-

fordert und/oder zur Minderung der Erwerbsfähigkeit bis hin zur Arbeitsunfä-

higkeit führt [13].

Diese Begriffsdefinition ist sehr allgemein gefaßt. Eine präzisere, entschei-

dungsrelevante Definition wird als nicht möglich erachtet.

2.  Gefährliche Stoffeigenschaft

stoffinhärente Fähigkeit, unter bestimmten Voraussetzungen Gesundheitsschä-

den zu verursachen. Dazu gehören insbesondere die durch Gefährlichkeits-

merkmale (ChemG) beschriebenen gefährlichen Eigenschaften eines Stoffes.
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3.  Schädliche Wirkung

Einwirkung eines Stoffes auf einen Organismus in der Art, daß daraus ein Ge-

sundheitsschaden resultiert.

Anmerkung
Da der Anwendungsbereich dieses Glossars sich auf Gesundheitsrisiken am

Arbeitsplatz beschränkt, werden Umweltschäden im Rahmen dieser Definition

zunächst nicht erfaßt.

4. Exposition

Art (inhalativ, dermal) sowie Ausmaß (Höhe, Dauer, Häufigkeit) der Belastung

am Arbeitsplatz unter Einbeziehung der Größe und der Zusammensetzung des

belasteten Kollektivs.

Anmerkung
Die unterschiedliche Zusammensetzung eines Exponiertenkollektivs hinsicht-

lich Personenzahl, Alter, Geschlecht, Gesundheitszustand etc. ist ein wichtiger

Aspekt bei der Expositionsabschätzung. Im konkreten Einzelfall lassen sich je-

doch gerade zu diesem Punkt häufig keine zuverlässigen Aussagen machen.

5.   Dosis (Expositions) - Häufigkeits-Beziehung

Quantitative Beziehung zwischen der Dosierung (bzw. der Exposition) und der

Häufigkeit und/oder dem Schweregrad schädlicher Wirkungen.

6. Risiko

Erwartete Art, erwarteter Schweregrad und erwartete Häufigkeit eines Gesund-

heitsschadens bei einer gegebenen Belastungssituation.
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7.  Riskobeschreibung

Auf den konkreten Einzelfall bezogene Aussage zum Eintritt eines Gesundheits-

schadens unter den relevanten Expositionsbedingungen, einschließlich einer

Einschätzung der Zuverlässigkeit aller zu Grunde liegenden Angaben.

Anmerkung
        Die Zuverlässigkeit von Angaben zur Wirkung und zur Exposition und damit

zum Risiko kann z. B. klassiert werden (beurteilbar, eingeschränkt beurteilbar,

nicht beurteilbar). Eine Zuordnung zu diesen Klassen erfolgt aufgrund allge-

meiner fachlicher Einschätzung der betreffenden Daten.

 Unsicherheiten in der Abschätzung von Exposition und Wirkung beeinträchti-

gen unmittelbar die Zuverlässigkeit der Aussage. Die Risikobeschreibung kann

so zunehmend qualitativen Charakter erhalten und ggf. nur noch die Unter-

scheidung zulassen, ob ein Gesundheitsschaden unter den gegebenen Expositi-

onsbedingungen für möglich gehalten wird oder nicht. In solchen Fällen wird

häufig statt des Begriffes 'Risiko' der unspezifischere Ausdruck 'Gefährdung'

verwendet.

8.  Risikoabschätzung

Verfahren, das als Ergebnis zu einer qualitativen oder quantitativen Beschrei-

bung eines Risikos führt.

          Anmerkung
    Eine Risikoabschätzung besteht aus verschiedenen Teilschritten, deren wich-

tigste sind:

− Definition der zu beurteilenden Belastungssituation,

− Eintrag in die zugrunde zulegende Expositionshäufigkeitsbeziehung,

− Bestimmung der mit der Belastungssituation verknüpften Schadenshäu-
figkeit bei gegebener Schadensart und -schwere,

− Nennung der Angabenzuverlässigkeit.
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9.  Gefahr
        
 nicht hinnehmbares Risiko (Vornorm DIN 31 000).
 

          
 Anmerkung
 Der hier benutzte Gefahrenbegriff ist nicht nur im polizeirechtlichen Sinne

(“Gefahr im Verzug”) zu verstehen.

 

 Die Differenzierung zwischen hinnehmbarem Risiko und Gefahr basiert auf ei-

ner dynamischen gesellschaftlich bestimmten Grenzziehung, die unter Berück-

sichtigung aller relevanten Argumente (z. B. gesundheitspolitischen, ökonomi-

schen und soziokulturellen Aspekten) zustande kommt.

 

 In einem nicht als Gefahr bezeichneten Bereich werden Risiken hingenommen

oder für hinnehmbar gehalten, dies ist jedoch nicht mit dem Begriff ‘Sicherheit’

gleichzusetzen.

 

 Sicherheit ist gegeben, wenn die verbleibenden Risiken als vernachlässigbar ge-

ring eingeschätzt werden. Für diese Entscheidungen ist eine weitere Grenzzie-

hung gesundheitspolitischer Art erforderlich. Diese Dreiteilung der Risikoskala

beruht auf Erfahrungen des Risikomanagements von Gefahrstoffen. Es wurde

angeregt, diese Erfahrungen bei der Überarbeitung der DIN-Vornorm 31 004 zu

berücksichtigen.

 

 10. Chance
 

         Erwartete Art, erwartetes Ausmaß und erwartete Häufigkeit eines Nutzens

durch einen Stoff bzw. durch dessen Verwendung unter den gegebenen Rand-

bedingungen.
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 Anmerkung

 Der Begriff ‘Nutzen’ beinhaltet neben rationalen Größen,  wie Standortsiche-

rung oder Arbeitsplatzsicherung /-verbesserung auch emotionale Aspekte, wie z.

B. Prestigegewinn und Arbeitszufriedenheit. Einem bestimmten individuellen

Nutzen kann durchaus ein anderer kollektiver Nutzen gegenüber stehen.

 

 Der Begriff ‘Chance’ beinhaltet ergänzend ein Wahrscheinlichkeitselement: der

tatsächliche Eintritt eines bestimmten Nutzens läßt sich durch seine erwartete

Häufigkeit zwar statistisch beschreiben, aber nicht eindeutig vorhersagen. Inso-

fern stellt der Ausdruck ‘Chance’ das geeignete Pendant zu dem Begriff 'Risiko'

dar.

 

 11. Risikowahrnehmung
 

 Prozeß der subjektiven Aufnahme, Verarbeitung und Bewertung von Risiken.

Dieser Prozeß wird von zahlreichen Faktoren, wie technisch-wissenschaftliches

Risikoverständnis, Lebenserfahrungen, Wertvorstellungen, Interessenlage, kul-

turelle Zugehörigkeit bewußt oder unbewußt beeinflußt.

 

 Anmerkung

 Die Risikowahrnehmung von wissenschaftlichen Experten ist stark (aber nicht

nur) durch das wissenschaftlich-technisch definierte Risiko geprägt. Oft wird

jedoch übersehen, daß die Risikoabschätzungen durch Experten Extrapolationen

erforderlich machen. Erkenntnislücken müssen durch Annahmen überbrückt

werden, in die persönliche Wertungen (geprägt durch  z. B. Erfahrungshorizont,

Interessenlage, Weltbild) einfließen können. Insofern wird die objektive Rich-

tigkeit des ermittelten Risikos häufig überschätzt,  u. a. in dem Glauben an

“harte” Fakten.
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 Untersuchungen haben gezeigt[7], daß die Risikowahrnehmung von wissen-

schaftlichen Experten eine deutliche “Zugehörigkeitsvoreingenommenheit”

aufweisen kann (z. B. bei Toxikologen je nachdem, ob sie der chemischen In-

dustrie angehören oder akademischen und behördlichen Institutionen).

 

 Wissenschaftliche Experten neigen außerdem z. B. dazu, Risiken höherer Wahr-

scheinlichkeit bei geringerem Schadensausmaß zu unterschätzen[7].

 

 Die Risikowahrnehmung von Laien ist primär intuitiv. Studien belegen[7], daß

sie jedoch keineswegs willkürlich ist, sondern gewissen Gesetzmäßigkeiten

folgt.

 Zum Beispiel haben sich als Einflußfaktoren nachweisen lassen

− Freiwilligkeit der Risikoübernahme,

− Übereinstimmung von Nutznießer und Risikoträger,

− wahrgenommene Natürlichkeit versus Künstlichkeit der Risikoquelle,

− zeitlicher Zusammenhang zwischen Belastung und  Schadenseintritt.

 

 Risikowahrnehmungen durch Laien haben sich außerdem als “umfassender”

erwiesen als diejenigen der wissenschaftlichen Experten  (z. B. Sorge um die

Verschiebung von sozialen und politischen Strukturen oder von Machtstruktu-

ren im Zusammenhang mit risikobefrachteten Aktivitäten in einem Gemeinwe-

sen neben der Sorge über die Risiken selbst) [7].

          
 Im Falle der Risikowahrnehmung am Arbeitsplatz wird davon ausgegangen, daß

die Beschäftigten im Sinne der o. g. Studie nicht den wissenschaftlichen Exper-

ten, sondern eher den (informierten) Laien zuzuordnen sind.
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 12. Risikokommunikation
 
 Kommunikation der Betroffenen und Handelnden über

− die wissenschaftlich-technische Darstellung und die Rechtfertigung eines

Risikos,

− die unterschiedlichen Risikowahrnehmungen,

− die akzeptablen Optionen und Lösungen.

Zielsetzung dieser Kommunikation  ist, im Rahmen eines transparenten und ko-

operativen Kommunikationsprozesses zur Tragfähigkeit zu treffender Entschei-

dungen beizutragen.

13.   Risikoakzeptanz und Risikoakzeptabilität

a) Risikoakzeptanz:  Individuelle Bereitschaft zur Hinnahme von Risiken

b) Risikoakzeptabilität: Urteil eines legitimierten Gremiums über die Tole-

rierbarkeit von Risiken  aufgrund vorgegebener qualitativer oder quantitati-

ver Kriterien

Anmerkung 

Die Vorstellungen von der Zumutbarkeit einzelner Risiken klaffen zwischen

unterschiedlichen Personenkreisen je nach Erfahrung und Interessenlage häufig

weit auseinander. Akzeptanz eines bestimmten Risikos kann das Ergebnis der

zwischen allen Betroffenen stattgefundenen Risikokommunikation sein. Das

Heranziehen “vergleichbarer” zivilisatorischer Lebensrisiken kann für die Ent-

scheidungsfindung hilfreich sein, Rechtfertigungen für weitere Zivilisationsrisi-

ken ergeben sich daraus nicht. Zur Risikoakzeptanz muß aus Sicht der Betroffe-

nen jedem Risiko eine Chance gegenüberstehen. Erschwerend kann sich dabei

auswirken, daß sich Chancen und Risiken ungleich auf verschiedene gesell-

schaftliche Gruppen verteilen können.
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14.  Risikomanagement

Suche und Festlegung geeigneter Maßnahmen zur Erreichung des jeweils

akzeptierbaren Risikos.

Anmerkung

        Der Prozess des Risikomanagements beinhaltet idealtylpisch

− die Identifizierung verschiedener denkbarer Lösungsmöglichkeiten,

− die Abschätzung der mit den Lösungsmöglichkeiten einhergehen-

den Risikoverringerungen,

− die Abschätzung der Risiken, die sich auf Grund der Lösungsmög-

lichkeiten neu ergeben,

− die Kosten und sozialen Implikationen der verschiedenen Lösungs-

möglichkeiten, die Auswahl der optimalen Lösungsmöglichkeit.

 Nur in wenigen überschaubaren Fällen wird dieser Anspruch vollständig erfüllt.

15.  Risikobewertung

      Vorgang, in dem auf der Grundlage einer Risikobeschreibung und unter Be-

rücksichtigung sozialer, ökonomischer, arbeitsschutzrelevanter und sonstiger

Gesichtspunkte eine Entscheidung zur  Akzeptabilität eines Risikos getroffen o-

der vorbereitet wird.
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Anhang II

zum Leitfaden für
das Risikomanagement des AGS

Einsatz von Keramikfaser-
Produkten

zur Hochtemperaturdämmung
von Industrieöfen
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1 Einsatz von Keramikfaser-Produkten in Industrieöfen

Das von der Arbeitsgruppe gewählte Beispiel zur Erprobung des präzisierten Risikomanage-

mentverfahrens und des Mediationsverfahrens thematisiert Probleme beim Einsatz von Kera-

mikfaser-Produkten.

Feuerfestauskleidungen für Industrieöfen

Die Diskussion der Arbeitsgruppe beschränkt sich auf einen wichtigen Einsatzbereich dieser

Faserprodukte, auf Feuerfestauskleidungen für Industrieöfen (industrieller und gewerblicher

Bereich, nicht Laborbereich). Etwa 50 % der Keramikfaserprodukte werden in diesem Bereich

verwendet. Die zu diskutierende Fragestellung wird darüber hinaus auf Prozesse zwischen ca.

1.000 und 1.400o C (Hochtemperaturanwendungen, Feuerfestbau) beschränkt.

Keramikfasern aus Aluminiumsilikat

Die hier behandelten Keramikfaser-Produkte sind Produkte aus Aluminiumsilikatfasern. Alumini-

umsilikatfasern sind Wollen mit einem Al2O3-Gehalt bis ca. 65 %, ggf. mit Zusätzen von ZrO2 oder

Cr2O3. Diese Fasern gehören zu der Gruppe der glasigen künstlichen Mineralfasern, sie sind

somit künstlich hergestellte anorganische Fasern.

Gründe für die Auswahl des Einsatzbereiches

Die Auswahl dieses spezifischen Einsatzbereiches hat verschiedene Gründe. Nicht die

”Keramikfaser”, sondern die Erprobung des Risikomanagementverfahrens sowie des Mediations-

verfahrens stehen im Mittelpunkt. Insofern besteht nicht die Aufgabe einer umfassenden

Behandlung des Themas ‘Keramikfaser’. Der ausgewählte Einsatzbereich scheint zur Erprobung

des Mediationsverfahrens geeignet zu sein, weil ein hoher Anteil der Jahresproduktion der

Keramikfasern im Industrieofenbau eingesetzt wird, für den ausgewählten Hochtemperaturbe-

reich von 1.000 bis 1.400 o C überschaubare Maßnahmenoptionen, vor allem in Hinblick auf

mögliche Ersatzstoffe, vorliegen, und für diesen Bereich vergleichsweise umfangreiche, für die

Maßnahmendiskussion relevante Informationen verfügbar sind.

Die Auswahl des Einsatzbereiches erfolgte nicht risikoorientiert, d. h. es wird auch nicht implizit

eine Aussage darüber getroffen, inwieweit der Einsatz von Keramikfaserprodukten in anderen

Anwendungsbereichen zu höheren oder niedrigeren Gesundheitsrisiken führt.
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2 Stand der Regelungen für Keramikfasern

Einstufung als krebserzeugend

Keramikfasern (Faserstäube) werden national als krebserzeugend der Kategorie K2 bewertet

(TRGS 905/906). In den Stofflisten der TRGS 905 ist der Begriff ”Keramikfasern” nicht explizit

enthalten. Unter dem Eintrag ”Künstliche Mineralfasern” wird auf das Kapitel ”Faserstäube"

verwiesen, das u.a. die Einstufungskriterien zur Beurteilung der krebserzeugenden Eigenschaft

von glasigen Faserstäuben aus KMF enthält. Die Daten zur Kanzerogenität von Kera-

mik/Aluminiumsilikat-Faserstäuben werden in der TRGS 906 zusammengefaßt.

Die Hersteller von Keramikfasern stufen Keramikfaserstäube lediglich als  krebsverdächtig

(krebserzeugend der Kategorie K3) ein. Kunden- und Produktinformationen bzw. Sicherheitsda-

tenblätter beschränken sich in der Regel auf diese Herstellerauffassung.

Fehlende Kennzeichnungspflicht für Keramikfaserprodukte

Keramikfaserprodukte sind in der Regel Erzeugnisse, für die europaweit keine Kennzeichnungs-

pflicht und keine Pflicht zur Abgabe eines Sicherheitsdatenblattes besteht.

Aufgrund der fehlenden Kennzeichnungspflicht ist ein Teil der Betriebe nur unzulänglich über

mögliche Gefährdungen beim Umgang mit Keramikfaserprodukten informiert. Die Betriebe,

denen die voneinander abweichenden Beurteilungen der krebserzeugenden Eigenschaft von

Keramikfaserstäuben durch AGS und Hersteller bekannt sind, sind hinsichtlich des betrieblich zu

realisierenden Schutzniveaus erheblich verunsichert.

Schutzmaßnahmen

Der Umgang mit Keramikfaserprodukten unterliegt den Regelungen der Gefahrstoffverordnung,

da diese Produkte Faserstäube mit gefährlichen Eigenschaften freisetzen können (zur Erläute-

rung: die gefährliche Eigenschaft der Keramikfaserstäube steht nicht zur Diskussion, da jede

Kanzerogenitäts-Kategorie, sowohl K2 als auch K3, die gefährliche Eigenschaft begründet).

Der Ausschuß für Gefahrstoffe (AGS) empfiehlt im Rahmen der TRGS 906, Aluminiumsilikat-

Fasern (Faserstäube) wie Asbest den Regelungen des §15a GefStoffV zu unterwerfen.

Die TRGS 521 ”Faserstäube" konkretisiert die betrieblichen Maßnahmen, die nach dem Stand

der Technik beim Umgang mit anorganischen Faserprodukten zu treffen sind.
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Ermittlungspflicht

Im Rahmen seiner Ermittlungspflicht muß der Arbeitgeber, der mit Keramikfaser-Produkten

umgeht, prüfen, ob Ersatzstoffe, Ersatzverfahren oder emissionsarme Verwendungsformen (hier

für den Industrieofenbau), mit geringeren gesundheitlichen Risiken zur Verfügung stehen.

Diese Prüfung konzentriert sich für den Industrieofenbau auf den Einsatz von Ersatzstoffen und

diesbezüglich auf die mögliche Verwendbarkeit von Feuerleichtsteinen. Andere Stoffe (z. B.

Zementwolle aus Calciumaluminiumsilikat und Hochtemperatur-Calciumsilikat-Fasern) sind in die

aktuelle Diskussion einbezogen worden, sind aber kommerziell nicht verfügbar.

Feuerleichtsteine sind für den Neubau von Industrieöfen mit Einschränkungen technisch

geeignet. Die eingeschränkte technische Verwendbarkeit hängt u. a. mit der geringeren Tempe-

raturwechsel-Beständigkeit und der vergleichsweise hohen Wärmekapazität zusammen.

Probleme treten insbesondere bei Industrieöfen auf, die mit stark wechselnden Temperaturen

oder häufigen An- und Abfahrprozeduren betrieben werden. Für Industrieöfen mit wenigen An-

 und Abfahrvorgängen sind Feuerleichtsteine als technisch geeignet zu beurteilen.

Auf weitere technische Aspekte wird an dieser Stelle nicht eingegangen, da hier lediglich

beispielhaft deutlich werden soll, daß die technische Eignung von Feuerleichtsteinen im Indust-

rieofenbau betriebsspezifisch zu beurteilen ist. Gleiches gilt für die Ermittlung der Zumutbarkeit

des Einsatzes von Feuerleichtsteinen anstelle von Keramikfaser-Modulen nach §16 GefStoffV

(siehe auch Anhang 3 der Anlage ”Maßnahmenoptionen" der BAuA vom 18.02.97).

Technische Richtkonzentration für Keramikfaserstäube

Für künstliche Mineralfasern (Faserstäube), darunter Keramikfaserstäube, wurde eine tech-

nische Richtkonzentration von 500.000 Fasern/m3 (0.5 Fasern/ml) festgelegt (TRGS 900). Für

krebsverdächtige Faserstäube gelten gemäß TRGS 521 allgemeine Umgangsvorschriften mit

dem Schutzziel einer Grenzwert-Einhaltung, für krebserzeugende Faserstäube der Kategorie K2

gelten zusätzliche Regelungen mit dem Schutzziel der Grenzwert-Unterschreitung. Vor dem

Hintergrund der kontroversen Beurteilungen des krebserzeugenden Potentials von Keramikfa-

serstäuben besteht in den Betrieben Verunsicherung über das zu realisierende Schutzniveau.
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Für den Industrieofenbau (siehe Kapitel ”Expositionsprofile") muß jedoch dessen ungeachtet

festgestellt werden, daß in den meisten Tätigkeitsbereichen Überschreitungen des Grenzwertes

auftreten. Diese Überschreitungen sind zum einen verfahrenstechnisch bedingt, mögen ande-

rerseits aber ebenso mit dem  unterschiedlichen Schutzniveau in den Betrieben zusammenhän-

gen. Diese Aspekte werden im Kapitel ”Maßnahmenoptionen" ausführlich zu erörtern sein.

3 Tätigkeitsbezogene Expositionsprofile im Industrieofenbau

Produktlebenslauf

Der Lebenslauf für Keramikfaser-Produkte in Industrieöfen gliedert sich in drei Phasen:

• Herstellung von Aluminiumsilikatfasern

• Herstellung der Vermarktungsformen

• Anwendung der Vermarktungsformen zur Dämmung von Industrieöfen

 

 Die Rohstoffe werden gemischt und geschmolzen, die Schmelze wird zerfasert. Die Rohfasern

werden einerseits verpackt und als ”lose Wolle” vermarktet, andererseits vernadelt (verfilzt),

geschnitten und verpackt und als Blanket, Filz oder Modul vermarktet. Aus der ‘losen Wolle’

werden durch Zugabe von Bindemitteln sog. Vakuumformteile hergestellt. Diese Vermark-

tungsformen werden zur Dämmung von Industrieöfen angewendet (Neuinstallation, Reparatur,

Wartung). Nach der Nutzungsphase der Ofendämmung erfolgt der Abbruch der Altisolierung.

Es entstehen Keramikfaserabfälle, die der Entsorgung zugeführt werden.

 

 Tätigkeitsbereiche

 Der geschilderte Produktlebenslauf bedingt charakteristische Tätigkeitsbereiche. Mit diesen

Tätigkeitsbereichen sind charakteristische Expositionsprofile (und damit Risikoprofile) verknüpft.

Die Definition und Charakterisierung der Tätigkeitsbereiche erlaubt daher eine differenzierte

Diskussion des Problemfeldes.
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 Als Tätigkeitsbereiche werden definiert:

• Rohfaserherstellung und -konfektionierung

• Herstellung von Vakuumformteilen

• Verkauf / Vertrieb

• Dämmung von Industrieöfen

• Nutzung von  Industrieöfen

• Wartung / Reparatur von Industrieöfen

• Abbruch von Altdämmungen

• Entsorgung

 

 Anmerkung 3.1

 Die folgende Darstellung der tätigkeitsbezogenen Expositionsprofile beruht auf der von Expositi-
ons-Experten des Arbeitskreises mündlich vorgetragenen Beurteilung. Eine schriftliche Ausar-
beitung lag nicht vor.

 
 

 Kritische Faserdimensionen

 Beim Umgang mit Keramikfaserprodukten entstehen Stäube, deren Zusammensetzung von

dem Produkt selbst und der Art seines Einsatzes abhängt. Die diesem Bericht zugrundegeleg-

ten Meßwerte sind Konzentrationsangaben für Keramikfasern gemäß der WHO-Definition von

faserigen Staubpartikeln (”Faserstäube”). Nach dieser Definition muß das Verhältnis von Länge

zu Durchmesser mindestens 3 zu 1 betragen, die Fasern müssen mindestens 5 µm lang und

dürfen höchstens 3 µm dick sein. Somit erfassen die Meßwerte den Teil der jeweiligen Gesamt-

belastung, der als hauptverantwortlich für die hier zu beurteilenden Krebsrisiken anzusehen ist.

Faserdurchmesser- und Faserlängen-Verteilungen von Faserstäuben (d. h. der kritischen

Faserdimensionen) können sich in den verschiedenen Tätigkeitsbereichen unterscheiden.

 
 

 Expositionsszenario

 Das Expositionsprofil wird durch die Höhe, Dauer und Häufigkeit der Exposition und die Art und

Größe des Exponiertenkollektivs charakterisiert (Tabelle 1).

 

 Ziel der Risikobeschreibung ist es, das zu erwartende durch faserstaubbedingte Krebsrisiko

zunächst für den Fall zu beschreiben, daß sich die heutige Expositionssituation an den betref-

fenden Arbeitsplätzen zukünftig nicht ändert, persönliche Schutzausrüstung nicht getragen wird

und Arbeitnehmer dort ein gesamtes Berufsleben lang (hier: 35 Jahre) beschäftigt sind.
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 Für die hier zu führende Diskussion wird angenommen, daß die der Expositionsbeurteilung

zugrundegelegten Meßwertkollektive valide sind und als repräsentativ für die Tätigkeitsbereiche

angesehen werden können. Tabelle 1 enthält u. a. das 90. Meßwertperzentil der Schichtmittel-

werte und die theoretisch gemittelte jährliche Exposition. Der 90 %-Wert wurde in der Arbeits-

gruppensitzung festgelegt, die theoretisch gemittelte jährliche Exposition wurde aufgrund von

Erfahrungen gemäß der Rechenvorschrift ”die theoretisch gemittelte jährliche Exposition

Mittelwert = 90 %-Wert dividiert durch 2” geschätzt. Offen bleibt die Frage, ob eine Aussage zur

Streuung von Jahresmittelwerten getroffen werden muß. Die Spannweite der 90 %-Werte reicht

von 0.15 bis 4 Fasern/ml, die der Jahresmittelwerte von 0.075 bis      2 Fasern/ml.

 

 Anmerkung  3.2

 
 Aus toxikologischen Erwägungen sollte den Risikoabschätzungen ein Jahresmittelwert zugrun-
degelegt werden, der als arithmetischer Mittelwert der Schichtmittelwerte ermittelt wird. Es wird
angenommen, daß ”die theoretisch gemittelte jährliche Exposition” als arithmetischer Mittelwert
der Schichtmittelwerte zu verstehen ist.
 
 Anmerkung  3.3
 
 Anläßlich externer Kritik zur Höhe der Exponiertenzahlen wird festgestellt, daß auf Grundlage
von Analogiebetrachtungen (USA-D) die in Tabelle 1 verwendeten Exponiertenzahlen plausibel
erscheinen. Eine entsprechende Erläuterung zur Methodik der Abschätzung der Exponierten-
zahlen ist in dem vorliegenden Dokument nicht enthalten.
 
 
 Kumulative Faserbelastung

 Da im Rahmen der Wirkungsbeurteilung von Keramikfaserstäuben eine Beziehung zwischen

der kumulativen Faserexposition (”Faserjahre”) und dem Keramikfaserstaubbe-dingten Krebsri-

siko formuliert wird, ist es erforderlich, die einschlägigen Informationen zum Expositionsprofil in

das Belastungsmaß ”Faserjahre” zu transformieren.

 

 Das Faserjahr ist definiert als kumulatives Expositionsmaß. Ein  Faserjahr entspricht z. B. einer

achtstündigen arbeitstäglichen Einwirkung von 1 Faser/ml während eines Jahres. Sofern nicht

alle Arbeitstage Expositionstage sind, wird dies durch den Faktor ”Zahl der Expositionstage im

Jahr/240 Arbeitstage” berücksichtigt. Für den Fall einer 35-jährigen Expositionszeit (240 Ar-

beitstage mit Exposition pro Jahr) gegenüber 1 Faser/ml resultieren 35 Faserjahre.
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 Die, relativ gesehen, geringsten kumulativen Belastungen werden unter den o. g. Bedingungen

(heutige Höhe, Dauer und Häufigkeit der Exposition, kein Atemschutz, 35-jährige Exposition) für

Arbeitnehmerkollektive im Tätigkeitsbereich ‘Nutzung von Industrieöfen’ abgeschätzt (2.6 Faser-

jahre); die kumulativen Belastungen in den anderen Tätigkeitsbereichen, für die Expositionsda-

ten vorliegen, sind mit einer Spannweite von 10.5 bis 26.3 Faserjahren deutlich höher. Im

Bereich der Nutzung von Industrieöfen (dort relativ geringe Belastungen) sind etwa 4.500

Arbeitnehmer beschäftigt, in den anderen Tätigkeitsbereichen (dort relativ hohe Belastungen)

sind die Arbeitnehmerkollektive kleiner und betragen in etwa bis zu 10 % des erstgenannten

Exponiertenkollektivs (Tabelle 1).

 

 Es wird zunächst unterstellt, daß die Beschäftigten ausschließlich in einem Bereich tätig sind;

diese Randbedingung muß jedoch nicht für alle Kollektive zutreffen. So ist anzunehmen, daß z.

B. bestimmte Beschäftigte sowohl in dem Bereich ‘Wartung und Reparatur’ als auch beim

Abbruch von Altdämmungen eingesetzt werden; deren kumulative Belastung und somit deren

Gefährdung erhöht sich entsprechend.
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 Tabelle 1: Expositionsprofile beim Einsatz von Keramikfaser-Produkten im Bereich
des Feuerfestbaus

 

  
 90 Perzentil
(F/ml) Ver-
teilung der
Schicht-
mittelwerte

 
 Theoretisch
gemittelte

jährliche Ex-
position in

F/ml *
 

 
 Expotage

 im Jahr∗∗

 
 Kumulative

 Belastung (35 J.)
 in Faserjahren

 
 Exponierten-

kollektiv
 (Deutschland)

 Rohfaserherstellung
 und Konfektionierung

 0.6  0.3  240
 = 17.

 10.5
 0.3 x 1 x 35

   220

 Vakuumformteile  1.5  0.75  240  26.3    400

 Verkauf / Vertrieb  ?  ?  ?  ?      60

 Dämmung von
 Industrieöfen

 0.9  0.45  170  11.2    400-600

 Wartung /Reparatur a)

                                b)

 1.5  0.75  170

  10 -20

 18.6    400-600

   400-600

 Nutzung von
 Industrieöfen

 max. 0.15  max. 0.075  240    2.6  4500

 Abbruch von
 Altdämmungen

 4.0  2.0    10 -60  17.5    400-600

 Entsorgung  ?  ?  ?  ?  ?

 

 

 * Theoretisch gemittelte jährliche Exposition =  90. Perzentil
 2

      ** Bei der Berechnung der kumulativen Belastung wird der Faktor ”Expotage im 
Jahr/240 Arbeitstage" berücksichtigt.
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 4 Krebserzeugende Wirksamkeit von Keramikfaserstäuben

 Die kritische Faser als Wirkprinzip

 Die langgestreckte Gestalt von Staubteilchen stellt ein krebserzeugendes Wirkprinzip dar,

sofern diese hinreichend lang, dünn und biobeständig sind. Fasern, die mindestens 5 µm lang,

höchstens 3 µm dick sind und für die das Verhältnis von Länge zu Durchmesser mindestens 3

zu 1 beträgt, werden als hinreichend lang und dünn beurteilt.

 
 Krebserzeugendes Potential

 In Tierversuchen mit inhalativer und intraperitonealer Verabreichung haben sich verschiedene

Typen von Keramikfaserstäuben (darunter die hier im Vordergrund stehenden Aluminiumsili-

katfasern) als krebserzeugend erwiesen. Beim Menschen sind bisher keine kanzerogenen

Effekte infolge von Belastungen gegenüber Keramikfasern nachgewiesen worden. Die vorlie-

genden epidemiologischen Studien sind jedoch aufgrund ihrer eingeschränkten Aussagekraft

nicht geeignet, die Relevanz der tierexperimentellen Ergebnisse für den Menschen in Frage zu

stellen. Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand (experimentelle Daten zu Keramikfasern und

Vergleich mit Asbest) muß mit hoher Wahrscheinlichkeit angenommen werden, daß Keramikfa-

serstäube auch beim Menschen Krebserkrankungen verursachen kann.

 

 Krebserzeugende Wirkungsstärke

 Die Beurteilung der krebserzeugenden Wirkungsstärke von Keramikfaserstäuben ruht auf zwei

Säulen: auf entsprechenden Erfahrungen zur Epidemiologie von Asbest und auf vergleichenden

tierexperimentellen Studien zu Asbest und Keramikfasern.

 

 Für Asbest wird aufgrund der epidemiologischen Erfahrungen angenommen, daß eine    35-

jährige Exposition gegenüber 1 Faser/ml (Jahresmittelwert) bzw. 35 Asbest-Faserjahre ein

Asbest-Tumorrisiko beim Menschen von 0.77 % verursacht. Für diese Umrechnung der Exposi-

tion in Faserjahre wird unterstellt, daß das faserbedingte Krebsrisiko von der kumulativen

Faserexposition abhängt.

 

 Diese Belastungs-Risiko-Beziehung beruht auf den statistisch gesicherten Erfahrungen der

festgestellten Krebsinzidenzen im Bereich von etwa 10 Asbestfasern/ml; die obige Beziehung

wurde durch lineare Extrapolation (Extrapolationsschritt ca. Faktor 10) erhalten.
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 Auf Basis von Inhalationsversuchen an Ratten wird angenommen, daß sich die Wirkungsstär-

ke arbeitsplatztypischer Keramikfaserstäube zur Wirkungsstärke arbeitsplatz-typischer As-

bestfasern wie 12 zu 1 verhält. Die Ergebnisse von vergleichenden Intraperitonealtests könn-

ten dagegen eher in dem Sinne einer ähnlichen Wirkungsstärke von Asbestfasern und Kera-

mikfaserstäuben interpretiert werden. Unterstellt man diese Wirkungsstärke-Relationen auch

für den Menschen, so ist bei einer 35-jährigen Keramikfaserstaub-Belastung gegenüber 1

Faser/ml (Jahresmittelwert) eine durch Keramikfaserstaub bedingte Krebshäufigkeit zwischen

0.77 % und 9,2 % (0.77 % x 12) zu erwarten (entspricht der Beziehung : 35 Keramikfaserjahre

→ 0.77 % bis 9.2 %). Für die hier zu beurteilenden Belastungsbereiche wird eine lineare

Dosis-Wirkungs-Beziehung angenommen (1 F/ml → 9.2 % ; 0.1 F/ml → 0.92 %).

 

 Tabelle 2:  Krebserzeugende Wirkungsstärke von Keramikfaserstäuben

 

 

 
 Expositionsbedingung

 
 Zahl∗∗∗ der erwarteten

durch Keramikfaserstäube
 bedingte Krebstodesfälle

in einem Exponiertenkollektiv
von 1000 Beschäftigten

 in Fasern/ml∗
 ohne PSA
35 Jahre∗∗

 
 in Faserjahren

 

 1
              0.5
              0.1

              35
              17.5
                3.5

                 7.7   -  92
                3.85  -  46
                0.77  -    9.2

 
 
 

 
∗
   Jahresmittelwert

 
∗∗

  240 Expositionstage im Jahr

 
∗∗∗  Diese Zahl verteilt sich auf den Zeitraum der Lebenserwartung des Kollektivs.
 
 

 Unsicherheiten der Abschätzung der Wirkungsstärke

 Diese Wirkungsstärke-Abschätzung ist mit verschiedenen Unsicherheiten behaftet (Qualität der

epidemiologischen Daten zu Asbest, Qualität der Keramikfaser-Inhalations-studien, Relevanz

der vergleichenden Wirkungsstärke-Abschätzung). Die Arbeitsgruppe geht davon aus, daß die

zur Abschätzung der Keramikfaserstaub-Wirkungsstärke beim Menschen gewählte Extrapolati-

onsmethode, die nach heutiger Kenntnis bestmögliche Methode ist und daß die Spannbreite der

ermittelten Dosis-Wirkungs-Beziehung als realistisch anzusehen ist.
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 Für den Fall, daß 100 Arbeitnehmer 35 Jahre lang arbeitstäglichen Belastungen von

1 Keramikfaser/ml (Faserstaub) ausgesetzt sind und geeigneter Atemschutz nicht verwendet

wird, wird somit erwartet, daß die Lebenserwartung von ca. 1 bis 10 dieser Beschäftigten durch

eine Keramikfaserstaubbedingte Krebserkrankung verringert wird.

 

 

 5   Krebsrisiken beim Umgang mit Keramikfaser-Produkten im                    

  Bereich der  Hochtemperaturdämmung von Industrieöfen
 

 Beim Umgang mit Keramikfaser-Produkten werden krebserzeugende Faserstäube freigesetzt.

Das Einatmen dieser Faserstäube bedingt Krebsrisiken, deren Höhe im folgenden für verschie-

dene Tätigkeitsbereiche im Feuerfestbau abgeschätzt wird. Die Arbeitsgruppe stützt sich bei der

Ermittlung der Krebsrisiken auf die Expertise von Fachleuten aus den für die Expositions- und

Wirkungsbeurteilung zuständigen Gremien des Ausschusses für Gefahrstoffe.

 

 Expositionsprofile im Feuerfestbau

 Die Arbeitsgruppe geht davon aus, daß die verwendeten Meßwertkollektive für die zu beurtei-

lenden Arbeitsbereiche repräsentativ sind und eine realistische Beurteilung der heutigen

Expositionsprofile erlauben. Aus den Meßwertkollektiven mit Schichtmittelwerten wurden

Jahresmittelwerte abgeschätzt. Zur Abschätzung der Lebenszeit-Krebsrisiken wird zunächst

eine 35-jährige Beschäftigungszeit mit unveränderten Expositionsbedingungen und ohne

persönliche Schutzausrüstung unterstellt. Die Spannweite der unter diesen Randbedingungen

für die verschiedenen Tätigkeitsbereiche ermittelten kumulativen Faserbelastung liegt zwischen

2.6 und 26.3 Faserjahren (Tabelle 1 und 3). Dieser kumulativen Faserbelastung liegen für einige

Tätigkeitsbereiche Keramikfaser-Luftkonzentrationen zugrunde, die die technische Richtkon-

zentration von 0.5 Fasern/ml deutlich überschreiten.

 
 Anmerkung  5.1
 
 Eine konkrete Beschreibung der Unsicherheiten der Expositionsabschätzung ist nicht möglich,
da eine schriftliche diesbezügliche Ausarbeitung nicht vorliegt.
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 Krebserzeugende Wirksamkeit

 Die Arbeitsgruppe geht davon aus, daß die Inhalation von Keramikfaserstäuben grundsätzlich

beim Menschen Krebs verursachen kann. Diese Beurteilung beruht auf der Kenntnis, daß

beim Umgang mit Keramikfaser-Produkten Keramikfasern freigesetzt werden können, die

hinreichend lang, dünn und biobeständig sind und sich diese Fasern im Inhalationsversuch

und im Intrapleural-Test als krebserzeugend erwiesen haben. Die vorliegenden epidemiologi-

schen Erfahrungen sind nicht geeignet, diese Beurteilung der krebserzeugenden Eigenschaft

von Keramikfaserstäuben in Frage zu stellen, so daß die Unsicherheit bezüglich der Beurtei-

lung der krebserzeugenden Eigenschaft als vernachlässigbar gering eingeschätzt wird.

 
 Die Arbeitsgruppe geht ferner davon aus, daß ca. 1 bis 10 von 100 Arbeitnehmern, die

35 Jahre lang ohne geeigneten Atemschutz arbeitstäglichen Belastungen gegenüber

1 Keramikfaser pro ml (Faserstaub) ausgesetzt sind, an einer durch Keramikfaserstäube

bedingten Krebserkrankung sterben werden und somit die normale Lebenserwartung für diese

ca. 1 bis 10 % der Beschäftigten verringert wird. Dieses Expositionszenario entspricht einer

kumulativen Belastung von 35 Faserjahren. Für die hier zu beurteilenden Expositionsbereiche

wird ein linearer Zusammenhang zwischen der kumulativen Faserbelastung in Faserjahren

und den Krebsrisiken unterstellt (Tabelle 2).

 

 Diese Beurteilung der Wirkungsstärke von Keramikfaserstäuben beruht auf epidemiologischen

Erfahrungen zu Asbest und vergleichenden tierexperimentellen Studien zu Asbest und Kera-

mikfasern. Bei der Beurteilung der Wirkungsstärke von Keramikfaserstäuben für den Men-

schen bestehen Unsicherheiten. Diese Unsicherheiten liegen wahrscheinlich weniger in den

epidemiologischen Daten zu Asbest, als vielmehr in der Beurteilung der relativen Wirkungs-

stärke von Asbest und Keramikfaserstäuben begründet. Die Arbeitsgruppe schätzt jedoch die

hier zugrundegelegte Beurteilung der Wirkungsstärke als bestmögliche ein.

 

 Krebsrisiken im Feuerfestbau

 Auf Grundlage der Expositions- und Wirkungsbeurteilung werden für die verschiedenen Tätig-

keitsbereiche Krebsrisiken zwischen 7 : 1.000 und 69 : 1.000, bei ähnlicher Wirkungsstärke

von Asbest und Keramikfaserstaub zwischen 0.6 : 1000 und 5.8 : 1000, geschätzt.
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 Dieser Schätzung der Höhe der Krebsrisiken liegt die Annahme zugrunde, daß Keramikfaser-

stäube  (1- bis) 12-fach wirksamer sind als Asbest, und daß die Beschäftigten 35 Jahre lang

ohne geeigneten Atemschutz unter heutigen Expositionsbedingungen arbeiten. Unter Berück-

sichtigung der Größe der Exponiertenkollektive wird erwartet, daß in Deutschland im Falle einer

für 35 Jahre unverändert fortgeschriebenen Expositionssituation insgesamt (14 bis) 140 durch

Keramikfasern bedingte Krebstodesfälle auftreten. Die Krebsrisiken im Bereich der Entsorgung

können zur Zeit nicht abgeschätzt werden und sind somit in der Gesamt-Risikoabschätzung

nicht enthalten.

 

 Die Arbeitsgruppe ist gemeinsam der Auffassung, daß die der Risikoermittlung zugrundegeleg-

ten Daten und Beurteilungen dem wissenschaftlichen Kenntnisstand entsprechen, plausibel sind

und eine im wesentlichen realistische Beschreibung der Risiken erlauben.

 

 Die Arbeitsgruppe ist sich aber auch der Unsicherheiten dieser Risikoabschätzungen bewußt.

Die Unsicherheit der Arbeitsgruppe besteht vorrangig darin, daß die tatsächliche Risikohöhe von

den abgeschätzten Zahlen abweichen kann und eine quantitative Beurteilung der möglichen

Abweichung von geschätzten und realen Risiken zur Zeit nicht zuverlässig möglich ist.  Der

Leser wird aufgefordert, sich in den entsprechenden Kapiteln über diese Unsicherheiten zu

informieren.

 
 Der Leser wird aufgefordert, die oben ermittelten Risikozahlen verantwortlich, das heißt unter

Berücksichtigung der zugrundegelegten Daten und Modelle, unter Berücksichtigung der daraus

resultierenden Aussagekraft,  zu verwenden. Die Relativierung der ermittelten Risiken hat

jedoch aus Sicht der Arbeitsgruppe charakterisierbare Grenzen. Eine Relativierung, die die

ermittelten Risiken in den Bereich der Fiktion abschiebt und die Wahrscheinlichkeit konkreter

Keramikfaserstaubbedingter Krebstodesfälle negiert, wird von der Arbeitsgruppe nicht geteilt.
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 Tabelle 3:   Krebsrisiken beim Einsatz von Keramikfaser-Produkten im Feuerfestbau
 

 Tätigkeitsbereiche
im Feuerfestbau

 Kumulative
 Faserbelastung
 in Faserjahren∗

 Krebsrisiko
∗∗

siehe auch***

 Exponierten-
kollektiv in

Deutschland

 
 Zahl
der
 Fälle∗∗∗

 

 Rohfaserherstellung
 und Konfektionierung

 10.5   2.3  - 28 : 1.000    220   0.5 -  6

 Vakuumformteile  26.3   5.8  -  69 : 1.000    400  2.3 - 28

 Verkauf / Vertrieb  ?  ?      60  ?

 Dämmung von
 Industrieöfen

 11.2   2.4  -  29 : 1.000    400-600  1.5 - 17

 Wartung /Reparatur  18.6   4.1  -  49 : 1.000    400-600  2.5 - 29

 Nutzung von
 Industrieöfen

   2.6    0.6  -   7 : 1.000  4500  2.6 - 32

 Abbruch von
 Altdämmungen

 17.5.    3.8  -  46 : 1.000   400-600  2.3 - 28

 Entsorgung  ?  ?  ?  ?

 

 ∗ 35-jährige Belastung unter heutigen Bedingungen, ohne geeigneten Atemschutz (siehe
Tabelle 1)

 

 ∗∗ Dieser Schätzung liegt die Annahme zugrunde, daß 35 Faserjahre ein Risiko von  7.7
bis 92 : 1.000 (1 Faserjahr → 2.63 : 1.000) bedingen.

 

 ∗∗∗ Diese Fälle verteilen sich auf die Lebenserwartung des Kollektivs.

 
 

 6 Regulatorische Ansätze zur Umsetzung geeigneter Maßnahmen

 

 In Kapitel 2 wurde der für Keramikfaserstäube gültige nationale Regelungsstand und dessen

praktische Umsetzung dargestellt. Von dieser aktuellen Situation ausgehend, werden im

folgenden vier regulatorische Ansätze zur Umsetzung geeigneter, weiterer Maßnahmen be-

schrieben.

− Festlegung eines TRK-Wertes

− Tätigkeitsspezifische Schutzmaßnahmen

− Expositionsverbot
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− Herstellungs- und Verwendungsverbot

 

 Betriebliche Arbeitsschutzmaßnahmen können im Rahmen nationaler Regelungen auf der

Grundlage von europäischen Mindestvorschriften gestaltet werden (Art. 118 a EG-Vertrag).

 

 Die Beschränkung der freien Vermarktung von Produkten kann mit gestaffelter Eingriffstiefe

erfolgen. Diese Beschränkungen (Auflagen für Herstellung, Vermarktung und Verwendung,

Verwendungsbeschränkungen oder Herstellungs- und Verwendungsverbote) können mit

Übergangsfristen verbunden werden und müssen letztendlich auf europäischer Ebene harmoni-

siert werden.

 

 Freiwillige Initiativen von Herstellern oder spezifische chemikalienrechtliche Regelungen (z. B.

 EG-AltStoffV) können als flankierende Maßnahmen wirken.

 

 Festlegung eines TRK-Wertes

 Der Gesetzgeber legt eine technische Richtkonzentration (TRK) fest und veröffentlicht diese in

der TRGS 900 ”Grenzwerte in der Luft am Arbeitsplatz". Für den Fall der Keramikfaserstäube

wäre zu prüfen, ob der gegenwärtig gültige TRK-Wert gesenkt werden soll. Die Höhe des TRK-

Wertes könnte technisch oder auch risikoorientiert begründet werden. Das Schutzziel heißt

Risikobegrenzung. Durch eine risikoorientierte Festlegung des TRK-Wertes können unter-

schiedliche Schutzniveaus realisiert werden. Die jeweiligen Arbeitsplätze müssen gemäß §18

GefStoffV überwacht werden; die in der TRGS 521 beschriebenen Schutzmaßnahmen (ein-

schließlich persönlicher Schutzausrüstung) sind zu beachten. Als ergänzende Maßnahme zur

Erhöhung der Anwendungstreue dieser Regelungen wäre eine notifizierungspflichtige Gefah-

renkennzeichnung für Keramikfasererzeugnisse hilfreich.

 

 Tätigkeitsspezifische Schutzmaßnahmen

 Bei alleiniger Festlegung eines (nicht-gesplitteten) TRK-Wertes werden die betrieblichen und

tätigkeitsbezogenen Aspekte der Belastung durch Keramikfaserstäube nicht speziell berück-

sichtigt. Unter Beachtung von Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit könnte eine tätigkeitsspezi-

fische Festlegung von technischen, organisatorischen und personenbezogenen Schutzmaß-

nahmen erfolgen; mit dem Schutzziel einer möglichst weitgehenden Minimierung der Faser-

staubexposition für verschiedene Tätigkeitsbereiche. Solche an betriebliche Belange angepaßte

Schutzpakete wären im Rahmen einer TRGS und/oder eines "anerkannten Arbeitsverfahrens"
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 darzustellen und zu veröffentlichen. Auch bei diesem regulatorischen Ansatz sind in Abhängig-

keit von Art und Umfang der Schutzmaßnahmen und der Auslegung des Verhältnismäßigkeits-

gebotes unterschiedliche Schutzniveaus für bestimmte Tätigkeitsbereiche möglich. Als ergän-

zende Maßnahme zur Erhöhung der Anwendungstreue der Regelungen könnte auch hier eine

Gefahrenkennzeichnung für Keramikfasererzeugnisse wirksam werden.
 

 Expositionsverbot

 Sofern das über die beiden oben skizzierten regulatorischen Ansätze in der Praxis erreichbare

Risikominderungspotential unter Abwägung aller zu berücksichtigenden Aspekte als unzuläng-

lich beurteilt wird, verbleibt als weitere Option ein Expositionsverbot für den Umgang mit

Keramikfaserprodukten. Der Ausschuß für Gefahrstoffe hat diesen regula-torischen Ansatz in der

TRGS 906 durch den Vorschlag der Aufnahme von Faserstäuben aus Aluminiumsilikat in dem

§15 a GefStoffV als Maßnahmenoption zur Diskussion gestellt.

 

 Dieser regulatorische Ansatz ist dann erfolgversprechend, wenn ein mittelfristiger Ausstieg aus

der offenen Verwendung möglich ist und die Exposition durch geschlossene Anlagen weitestge-

hend verhindert werden kann. Für eine bestimmte Übergangszeit wäre eine Expositionsminde-

rung durch Verwendung möglichst effektiver persönlicher Schutzausrüstung in Kombination mit

technischen Minderungsmaßnahmen und Schwarz-Weiß-Trennung anzustreben. Für die

Bereiche, für die der Übergang von der offenen Verwendung zu geschlossenen Anlagen auch

mittelfristig nicht realisierbar erscheint, müßten Ausnahmen vom Expositionsverbot festgelegt

werden. Die Realisierung des weitreichenden Schutzziels ”Verhinderung der Exposition” könnte

entscheidend durch den breiten Einsatz von Ersatzstoffen und -verfahren und/oder emissions-

armen Verwendungsformen mit geringeren gesundheitlichen Risiken gefördert werden. Die

Festlegung einer Sachkundepflicht, die Gefahrenkennzeichnung für Keramikfasererzeugnisse

und u. U. die Beschränkung der Abgabe von Keramikfaserprodukten auf zugelassene Fachfir-

men wäre zu erwägen.

 

 Dieser regulatorische Ansatz verlangt eine entsprechende Novellierung der Gefahrstoffverord-

nung. Der Ansatz zielt auf ein im Vergleich zu den erstgenannten regulatorischen Wegen

höheres Schutzniveau; inwieweit dieses höhere Schutzniveau realisiert wird, hängt entschei-

dend von der Möglichkeit des Ausstiegs aus der offenen Verwendung ab.
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 Herstellungs- und Verwendungsverbot

 Werden die mit Hilfe der oben skizzierten regulatorischen Ansätze realisierbaren Risikoniveaus

unter Berücksichtigung aller einschlägigen weiteren Gesichtspunkte als nicht tolerabel beurteilt,

verbleibt als weitere Option die Beschränkung der freien Vermarktung von Keramikfaserpro-

dukten. Ein Herstellungs- und Verwendungsverbot für Keramikfasererzeugnisse durch Aufnah-

me dieser Erzeugnisse in den § 15 GefStoffV wäre auf EU-Ebene notifizierungspflichtig. Die

Umsetzung dieses Schutzzieles müßte durch Übergangsregelungen und    -fristen gestützt und

begleitet werden. Für eine entsprechende Übergangszeit müßten alle Maßnahmen, die bereits

im Rahmen des Expositionsverbotes definiert wurden, ergriffen werden.

 

 Vom regulatorischen Ansatz zur Handlungsoption

 Die obige Skizze möglicher regulatorischer Ansätze verdeutlicht, daß diese nicht a priori mit

einem definierten, ansatzspezifischen Risikominderungspotential verknüpft sind. Diese Aussage

gilt selbst für den Fall eines Herstellungs- und Verwendungsverbotes, sofern die gesundheitli-

chen Risiken der Substitutionsprodukte berücksichtigt werden. Insofern sind die definierten

regulatorischen Ansätze noch keine konkreten Handlungs- bzw. Maßnahmenoptionen.

 

 

 7  Maßnahmenoption 1:  Tätigkeitsspezifische Festlegung von Schutzmaß-

nahmen nach dem Stand der Technik

 
 Für die Tätigkeitsbereiche im Industrieofenbau werden konkrete Möglichkeiten für technische,

arbeitshygienische und personenbezogene Schutzmaßnahmen dargestellt. Hierbei wurde

versucht, dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und dem im europäischen und nationalen

Recht verankerten Vorrang für die Gefahrenbekämpfung an der Quelle Rechnung zu tragen.

Auf Grundlage dieser nach dem Stand der Technik als möglich erachteten zukünftigen betriebli-

chen Arbeitsschutzsituation werden die jeweiligen Expositions- und Risikominderungspotentiale

geschätzt. Die Abschätzung der ökonomischen Implikationen dieses Szenarios erfolgt an

anderer Stelle.

 

 Die technischen Maßnahmen orientieren sich an den Ergebnissen einer Studie der Everest

Consulting Associates aus dem Jahre 1992 für die OSHA, die im Auftrag des amerikanischen

Keramikfaserverbandes die finanziellen Auswirkungen der Einhaltung eines Luftgrenzwertes

von 1 Mio. Fasern/m3 untersucht hat. Weitere Möglichkeiten für technische Maßnahmen -

 einschließlich der durch diese zu erwartenden Minderungspotentiale - wurden Kundeninforma-

tionen der  Fa. Carborundum, USA, entnommen.
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 Die genannten Maßnahmen werden z. Z. auch im Arbeitskreis ”Arbeiten mit Keramikfaserpro-

dukten” des UA I diskutiert. Inwiefern alle Möglichkeiten auf bundesdeutsche Verhältnisse

übertragbar sind, ist noch nicht abschließend geklärt.

 

 Tätigkeitsspezifische Schutzstrategien

 Prinzipiell ist in allen Tätigkeitsbereichen die Sauberkeit am Arbeitsplatz bei der Expositionsmin-

derung von entscheidender Bedeutung. Dies umfaßt vor allem folgende Maßnahmen:

 

• unverzügliches Sammeln von Abfallstücken in geschlossenen Behältnissen

• regelmäßige Reinigung des Arbeitsplatzes mit Industriestaubsaugern

 
 An stationären Arbeitsplätzen (Herstellung, Vakuumformung) werden darüber hinaus folgende

Maßnahmen als möglich und verhältnismäßig erachtet (in den USA ermittelte Emissionsminde-

rungspotentiale in Klammern):

 

• Automatisierung und Einhausung von Fertigungsschritten

 (z. B. Modulfaltung)  (- 50 %)
 

• (Teil-) Einhausung von Arbeitsplätzen (”hoods”) (- 70 %)

• lokale Absaugung

• abgesaugte Werkbänke (- 50 %)

• Sprinkleranlagen

• automatisierte Feuchtreinigungssysteme (- 85 %)

 

 Die Schutzstrategie für diese stationären Arbeitsplätze basiert im wesentlichen auf technischen

Maßnahmen zur Emissionsminderung an der Quelle, erhöhten Anforderungen zur Arbeitshygie-

ne (Sauberkeit am Arbeitsplatz!) und begrenztem Einsatz von Atemschutz an

”Problemarbeitsplätzen”.

 

 Für die Vakuumformung (Kleinbetriebe mit schlechter Informationssituation) wird zusätzlich die

Notwendigkeit von sachkundigen Mitarbeitern gesehen (Erwerb eines Nachweises durch

Besuch von Lehrgängen mit abschließender Prüfung).
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 Für nicht-stationäre Arbeitsplätze (Dämmung, Wartung/ Reparatur, Abbruch von Altdämmun-

gen) werden folgende Maßnahmen als sinnvoll erachtet:

 

• Abschottung des Montagebereiches, z. B. durch Folien

• gute Be- und Entlüftung des Montagebereiches

• abgesaugte, transportable Schneidetische (- 50 %, Werte unter 1 F/ml jedoch nur durch

Befeuchtung des Schneidegutes erreichbar)

• manuelle Trenn- und Bearbeitungswerkzeuge (- 80 %)

 
 Die in den USA propagierte Anwendung von Feuchtarbeitstechniken im Ofenbau wird von

Fachleuten in der Bundesrepublik Deutschland bislang eher skeptisch beurteilt:

 
• Befeuchtung der Module und Blankets mit Wassersprühnebel vor dem Andrü-

cken ( -75 %)

• Befeuchtung der Altdämmung vor dem Abbruch (- 75 %)

• Niederschlagen von Stäuben mit Wassersprühnebel beim Abbruch

• Einsatz von Wasserlanzen beim Abbruch (- 80 %)

 

 Die Schutzstrategie beeinhaltet staubarme Arbeitstechniken, erhöhte Arbeitshygiene (Sauber-

keit am Arbeitsplatz), Sachkunde und Einsatz von ergonomischen Atemschutz und Schutzanzü-

gen.

 

 In der Nutzungsphase wird die wesentliche Möglichkeit zur Minderung der Exposition in einem

konsequenten Vermeiden von mechanischen Belastung der Ofendämmung und der Ausklei-

dung von Herdwagen gesehen. Eine Beurteilung der Minderungspotentiale ist aufgrund fehlen-

der Erkenntnisse nicht möglich.

 

 Der Vertrieb und Verkauf von Keramikfaserprodukten erfolgt bereits heute nach Maßgabe der

TRGS 521 in geschlossenen Verpackungen, z. B. Kartons, so daß hier im Normalfall keine über

die ubiquitäre Belastung hinausgehende Exposition besteht. Dieses wäre auch für die Entsor-

gung denkbar, wenn Keramikfaserabfälle nach Maßgabe der abfallrechtlichen Vorschriften für

Asbest behandelt würden.

 

 Mögliche Minderung der Faserstaubbelastungen

 Die oben skizzierten tätigkeitsspezifischen Schutzstrategien bewirken in Abhängigkeit von den

jeweiligen technischen, arbeitshygienischen und personenbezogenen Schutzmaßnahmen

unterschiedliche Minderungen der Faserstaubbelastungen.
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 Für bestimmte (s. o.) technische Schutzmaßnahmen wurden in den Vereinigten Staaten Belas-

tungsminderungspotentiale durch Messungen jeweils vor und nach Anwendung der jeweiligen

Maßnahme ermittelt. Bei der Übertragung auf die Verhältnisse an deutschen Arbeitsplätzen wird

unterstellt, daß bestimmte technische/arbeitshygienische Schutzmaßnahmen bevorzugt reali-

siert würden; die für diese spezifischen Maßnahmen ermittelten Belastungsminderungspotenti-

ale bestimmen wesentlich die in Tabelle 4 enthaltenen Schätzwerte.

 

 Darüber hinaus werden in einem zweiten Schritt zusätzliche Belastungsminderungen durch das

Tragen von Atemschutzgeräten abgeschätzt. Für die Wirksamkeit von Atemschutzgeräten sind

die Schutzfaktoren der ”Regeln für den Einsatz von Atemschutzgeräten” (ZH 1/701) zugrunde

gelegt worden.

 
 Es ist zu beachten, daß die abgeschätzten Minderungen der Faserstaubbelastungen eine hohe

Anwendungstreue (Compliance) des Betriebes im Hinblick auf die anzuwendenden Schutzmaß-

nahmen voraussetzen und somit Idealfälle beschreiben. In Klein- und Mittelbetrieben ist von

einer deutlich geringeren Compliance und somit von höheren Belastungen auszugehen.

 

 Für den Tätigkeitsbereich Rohfaserherstellung und -konfektionierung, und für den Bereich der

Herstellung von Vakuumformteilen wird ein erhebliches Belastungsminderungspotential von ca.

70 % angenommen; die entsprechenden Belastungen könnten vor allem durch die (Teil-)

Einhausung von Arbeitsplätzen mit integrierter Absaugung auf ca. 200.000 bzw.

500.000 Fasern/m3 gesenkt werden.

 

 Da die Anwendung von Feuchtarbeitstechniken im Industrieofenbau in der Bundesrepublik

bislang umstritten ist, wird hingegen bei der Dämmung, der Wartung und Reparatur von Indust-

rieöfen bei trockener Arbeitsweise eine nennenswerte Belastungssenkung kaum zu realisieren

sein.

 

 Auch beim Abbruch von Altdämmungen sind nur durch Feuchtarbeitstechniken Belastungsmin-

derungen von 4 Fasern/ml auf ca. 2.4 Fasern/ml denkbar.

 
 Die Ursachen der nutzungsbedingten Faserstaubfreisetzung sind bislang nur unzureichend

bekannt (thermische und/oder mechanische Beanspruchung der Keramikfaserprodukte?). Das

angenommene Minderungspotential von 50 % (sorgfältiges Arbeiten?) ist daher weitgehend

spekulativ. Maximale Belastungen gegenüber 150.000 Fasern/m3 würden auf ca. 80.000

Fasern/m3 gesenkt.
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 Die aktuellen Belastungen beim Verkauf/Vertrieb und bei der Entsorgung sind der Arbeitsgruppe

nicht bekannt; Vertrieb und Entsorgung in geschlossenen Verpackungen bzw. Behältnissen

dürften die Faserstaubbelastungen jedoch auf das Niveau der Hintergrundbelastung senken.

 
 In den übrigen Tätigkeitsbereichen könnten die (eingeatmeten) Belastungen durch das Tragen

von geeigneten Atemschutzgeräten auf ca. 20.000 Fasern/ml und darunter gesenkt werden.

Das Tragen von Atemschutz darf jedoch nach Maßgabe der GefStoffV an Dauerarbeitsplätzen

keine ständige Maßnahme sein, so daß z. B. im Bereich der Nutzung von Industrieöfen Belas-

tungen im Bereich von 80.000 Fasern/m3 verbleiben würden.

 
 

 Tabelle 4: Schätzung der Faserstaubbelastung bei Umsetzung von Maßnahmenoption 1*
 
 

  
 Faserstaubbelastungen in Fasern/ml (90. Perzentil)

 

  
 Aktuelle

Belastung

 
 Geschätzte Belastungen für Maßnahmenoption1

 

   
 Technische und

 arbeitgshygienische
 Maßnahmen

 

 Zusätzlicher Atemschutz

 

   Mind.pot.  Belastung  Mind.pot.  Belastung

 Rohfaser...  0.6   70 %  0.2  FFP 2 ..90 %  0.02

 Vakuum...  1.5   70 %  0.5  FFP 3.. 97 %  0.02

 Verkauf...  ?  100 %  nicht erhöht   

 Dämmung...  0.9  gering1  0.9  TM2P... 99 %  0.01

 Wartung...  1.5  gering1  1.5  TM2P ...99 %  0.02

 Nutzung...  max. 0.15    50 % (?)  0.08  Dauerarbeitsplätze!

 

 Abbruch...  4.0    40 %2  2.4  TM2P  ..99 %

TM3P    99,8 %

 0.02

0.005

 Entsorgung  ?  100 %  nicht erhöht   

 

 * In der Praxis von Klein- und Mittelbetrieben ist von einer geringen Compliance und somit von höhe-
ren Belastungen auszugehen

 

 
1 bei trockener Arbeitsweise

 
2 bei Feuchtarbeitstechniken
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 Mögliche Minderung der Krebsrisiken

 Expositionsminderung bedeutet Risikominderung. Bei zugrundegelegter Gültigkeit eines

linearen Zusammenhanges zwischen Exposition und Krebsinzidenz würde die hier skizzierte

Maßnahmenoption 1 in den jeweiligen Tätigkeitsbereichen (ausgenommen Nutzung) zu Krebsri-

siken bis zu 50 ‰, bei zusätzlicher Anwendung von Atemschutz zu Krebsrisiken bis zu 1 ‰

führen (Tabelle 5).

 Im Bereich der Nutzung von Industrieöfen ist das ständige Tragen von Atemschutz nicht

zumutbar; dort verbleiben bei einer 50 %-igen Reduzierung der Belastung Krebsrisiken bis zu

4 ‰. Auch in den Herstellungs- und Konfektionierungsbereichen incl. Vakuumformung kann

Atemschutz nur als vorübergehende Maßnahme in Erwägung gezogen werden.

 

  Tabelle 5: Schätzung der verbleibenden Krebsrisiken bei Umsetzung      von
Maßnahmenoption 1*
 

 
 Krebsrisiken in ‰ (d. h. x : 1000)

 
 

 Aktuelle
Risiken

 
 Geschätzte Risiken für Maßnahmenoption 1

 
 Technische

und arbeitshygienische
Maßnahmen

 

 

   Zusätzlicher Atemschutz

  Rohfaser...  2.3 - 28   0.8 - 9  0.08 - 0.9

  Vakuum...  5.8 - 69    1.9 - 23  0.08 - 0.9

  Verkauf...  ?  nicht erhöht

  Dämmung...  2.4 - 29  2.4 - 29  0.03 - 0.3

  Wartung...  4.1 - 49  4.1 - 49  0.06 - 0.7

  Nutzung...    0.6 - 7  0.3 -   4  Dauerarbeitsplätze !

  Abbruch...  3.8 - 46  2.3 - 28              0.02 - 0.2 (TM2P)

 Entsorgung  ?  nicht erhöht

 

 * In der Praxis von Klein- und Mittelbetrieben ist von einer geringen Compliance und somit
von höheren Risiken auszugehen.
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 8    Maßnahmenoption 2: Technisch gleichwertiges Faserprodukt mit 

geringerem Gesundheitsrisiko

 

 getroffene Annahmen

• Das Ersatzprodukt setzt in gleichem Maße Faserstäube frei wie die Keramikfaserpro-

dukte (vergleichbares Verstaubungsverhalten).

• Die Faserstäube sind nach TRGS 905 als krebserzeugend Kategorie K3 zu bewerten

und weisen 1/100 der Wirkungsstärke von Keramikfasern auf.

• Das Produkt ist um 25 % teurer als die Keramikfaserprodukte, bezogen auf die gleiche

Dämmleistung.

• Das Ersatzprodukt wird in der gesamten Branche unmittelbar und ausschließlich ver-

wendet (hohe Compliance).

 

 9 Kostenanalyse

 

 Betrachtungsebene:

 Branchen (Ofenbetreiber + Feuerfestbau-Unternehmen)

 Szenarien mit folgenden Grundannahmen:

 Ist-Zustand:

• Die Schutzmaßnahmen für den Umgang mit ”krebsverdächtigen” Gefahrstoffen (krebser-

zeugend Kategorie K3) werden in den Branchen teilweise angewendet.

• Der Einsatz persönlicher Schutzausrüstungen (Atemschutz) hat (entgegen den gesetzli-

chen Bestimmungen) in der Praxis Vorrang vor quellenbezogenen technischen Maßnah-

men.
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 Szenario 1: kontrollierter Umgang nach Stand der Technik

• Es werden Maßnahmen auf dem Niveau der früheren Regelungen zum Umgang mit As-

best (TRGS 517) getroffen.

• Die Betriebe setzen die Maßnahmen unmittelbar und vollständig um (hohe Compliance)

Anmerkung: Diese Annahme widerspricht allerdings den bisherigen Erfahrungen der

BAuA in Klein- und Mittelbetrieben.

 Szenario 2: technisch gleichwertiges Faserprodukt mit geringerem Gesundheitsrisiko

• Das Ersatzprodukt setzt in gleichem Maße Faserstäube frei wie die Keramikfaserprodukte

(vergleichbares Verstaubungsverhalten).

• Die Faserstäube sind nach TRGS 905 als krebserzeugend Kategorie K3 zu bewerten und

weisen 1/100 der Wirkungsstärke von Keramikfasern auf.

• Das Produkt ist um 25 % teurer als die Keramikfaserprodukte, bezogen auf die gleiche

Dämmleistung.

• Das Ersatzprodukt wird in der gesamte Branche unmittelbar und ausschließlich verwendet

(hohe Compliance).

 

 Kosten des Szenarios 1: kontrollierter Umgang

 Eine Aufstellung der branchenspezifischen Kosten folgt unten. Aufgrund der seit einiger Zeit

erfolgenden Selbsteinstufung der Hersteller als Kat. K 3 ist jedoch davon auszugehen, daß

ein Teil der hierfür notwendigen Arbeitsschutzmaßnahmen bereits angewendet wird und

technische Anlagen z. B. Absaugeinrichtungen zu einem geringen Teil bereits installiert wur-

den.

 Der zusätzliche Aufwand der Branchen für das vorgegebene Schutzniveau (TRGS 517) wird

daher mit ca. 200 Mio DM pro Jahr veranschlagt.

 

 Kosten des Szenarios 2: technisch gleichwertiges Substitut

 Mit den Daten aus Anlage 1 ergeben sich zusätzliche Materialkosten von 5.000 DM pro Ofen

und Jahr

 ⇒ 25 Mio. DM pro Jahr für die Branchen
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 Weitere Kosten fallen nicht an, da davon ausgangen wird, daß das derzeit bestehende Ar-

beitschutzniveau für das Neuprodukt ausreichend ist.

 Kosten / Maßnahmen für die Verbesserung des Arbeitsschutzes bei der Anwendung

von Keramikfasern im Industrieofenbereich

 
 Die nachfolgenden Abschätzungen sind nach bestem Wissen entstanden (beste plausible

Schätzung).  Die aufgeführten Aspekte erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Sie

geben nur einen Ausschnitt wieder, der die Maßnahmen zum Arbeitsschutz im Bereich

Dämmung (Aufbau), Wartung und Abbruch von Keramikfasern isolierten Industrieöfen be-

trifft.

 
 Es wird von folgenden Annahmen ausgegangen:

− Kosten für 1 kg Keramikfaser Dämmmaterial DM 10,00

− 1 Industrieofen enthält im Mittel ca. 10 t Keramikfasern,

− die mittlere Nutzdauer eines Keramikofens beträgt ca. 5 Jahre,

− der Zeitbedarf für den Aufbau eines durchschnittlichen Ofens beträgt

ca. 200 Mann-Stunden (4 Arbeitnehmer 1 Woche),

 

− 1 Mann-Stunde kostet ca. DM 100

− in der Branche sind insgesamt ca. 500 Personen mit dem Aufbau, Wartung und Ab-

bruch von keramikfaserhaltigen Industrieöfen tätig,

− die Zeit, bei der mit Keramikfasern Umgang besteht, beträgt 50 % der gesamten Ar-

beitszeit pro Arbeitnehmer.

 

 Abschätzungsergebnisse aus den Annahmen:

− Materialkosten für einen durchschnittlichen Industrieofen

⇒ DM 100.000,00/DM  20.000 Ofen/Jahr,

− Arbeitslohn für Aufbau bzw. Abbau eines Ofens

200 Mann-Stunden x DM 100,00 = DM 20.000; ebenso für Abbau

verteilt auf 5 Jahre entspricht DM (20.000 + 20.000) : 5 = 8.000 DM/Jahr/Ofen

⇒ Baukosten DM 28.000 Ofen/Jahr.
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 Die Betriebskosten eines Ofens pro Jahr sind leider nicht bekannt. Sie werden je nach Nut-

zung stark differieren.

 
 
 Branchenbetrachtung

 
 In der Branche werden insgesamt ca. 1 Mio. Arbeitsstunden (Mann-Stunden) von diesen 500

Arbeitnehmern geleistet. 50 % davon, d.h. 500.000 Mann-Stunden mit dem Umgang von

Keramikfasern. Daraus folgt, es werden ca. 5000 Öfen pro Jahr auf- bzw. abgebaut.

 

 Es sollten nur Spezialunternehmen mit besonderer Qualifikation, Spezialausrüstung und

geschulten Fachkräften Dämm-, Wartungs- und Abbrucharbeiten durchführen.

 

− Kosten für die Qualifikation der Fachkräfte ca. DM 2.000 pro Jahr und Arbeitnehmer.

Kosten für die Branche insgesamt DM 1 Mio.

− Kosten für Industriestaubsauger DM 8.000 Einsatzzeit pro Ofen Auf-/Abbau

je 1 Woche, Bedarf in Industriestaubsaugern 5.000 : 50 = 100 Industriestaubsauger.

Kosten für die Branche insgesamt ca. DM 800.000

− Kosten für persönliche Schutzausrüstungen je Arbeitnehmer DM 1.000 pro Jahr. Kosten

für die Branche DM 0,5 Mio. (ohne ”Erschwerniszulagen")

 
− Kosten für einfach Abtrennmaßnahmen (Folien etc.) sowie Befeuchtung des Materials ca.

DM 500 je Auf- und Abbau eines Ofens. Gesamtkosten für die Branche   DM 2,5 Mio. pro

Jahr

 

− Kosten für technische Maßnahmen zur quellenbezogenenen Faserstaubminderung

(Schutzniveau entsprechend der inzwischen aufgehobenen TRGS 517 - Asbest):

DM 30.000 - 50.000 je Ofen. Gesamtkosten für die Branche DM 5.000 x 40.000 =  200

Mio. pro Jahr

− zusätzliche Arbeitskosten aufgrund der persönlichen bzw. technischen Schutzmaß-

nahmen (geringere Einsatzzeiten) ca. 25 %, d. h. die ca. 500.000 Mann-Stunden erhö-

hen sich auf ca. 600.000 Mann-Stunden pro Jahr für die Branche insgesamt Kosten

DM 10 Mio (Der zusätzliche Produktionsausfall für die Ofenbetreiber kann durch Neu-

entstellung von ca. 100 Arbeitnehmern im Industrieofenbau kompensiert werden)
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− Arbeitsmedizinische Überwachung: ca. 200,00 DM pro Jahr und Arbeitnehmer.

Kosten für die Branche: 0.1 Mio. DM

Summe der Gesamtzusatzkosten für die Branche (Firmen des Ofenbaus):

ca. 215 Mio. DM pro Jahr. Der Umsatz der Branche ist nicht bekannt. Es wird daher keine

Relation zu bestehenden Kosten aufgeführt.

Einzelbetriebsbetrachtung / Betreiber

Kosten für den Betreiber der Öfen bei vollständiger Umlegung der Kosten je Ofen:

DM 43.000 (davon zusätzliche Arbeitskosten DM 1.000)

Baukosten je Ofen und Jahr DM 71.000 (bisher DM 28.000).

10 Nutzenanalyse

Betrachtungsebene:

Volkswirtschaft
(indirekt auch Ofenbetreiber und Feuerfestbau-Unternehmen über BG-Beiträge)

Nutzengrößen:

1. Einsparung von Behandlungs-, Rebilitations- und Rentenkosten (einschließlich Hinter-
bliebenenrenten):

2. Nicht verlorengegangene Arbeitszeit (Produktionsausfall)

3. Nicht verlorengegangene produktiv genutzte Freizeit

4. Einsparung von Umwelt- und Entsorgungskosten (nicht quantifiziert)
(keine darüber hinausgehende Monetarisierung der ”Krebstoten”)

Szenarien mit folgenden Grundannahmen:

Ist-Zustand:

• 9 bis106 erwartete Krebsfälle in den Bereichen Dämmung / Wartung / Nutzung von In-

dustrieöfen und Abbruch von Altdämmungen (s. Tabelle ” Risikobewertung / Entschei-

dungsfindung in Abschnitt III).
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• Behandlungs-, Rehabilitations- und Rentenkosten - einschließlich Hinterbliebenenrenten -

(nach BG-Angaben): 0.7 Mio. DM pro Erkrankungsfall

⇒ ca. 6 bis 74 Mio. DM insgesamt

⇒ ca. 0.3 bis 3.7 Mio DM pro Jahr bei einer durchschnittlichen Laufzeit von 20 Jahren

(Hinterbliebenenrente ist größte Kostenfaktor, da die Behandlungszeiten der Erkrankten

zumeist kurz sind)

• verlorengangene Arbeitszeit und produktiv genutzte Freizeit

• ⇒ 14 bis 166 Mio. DM insgesamt (siehe nächste Seite)

⇒ ca. 0.7 bis 8.3 Mio DM pro Jahr bei einer Betrachtungszeit von durchschnittlich  

20 Jahren                                                                                                                    

Anmerkung: Diese Kosten fallen in vollem Umfang nur bei einer nationalen

Vollbeschäftigungssituation an !

• Umwelt- und Entsorgungskosten durch die Anwendung von Keramikfaserprodukten (nicht

quantifiziert).
 

 Berechnung der verlorengegangenen Arbeitszeit

  (nach R. Thiehoff, BAuA, in:  Albracht, Schwerdtfeger, Herausforderung Asbest, Universum

Verlagsanstalt, 1991, S. 27)

 

 Volkswirtschaftliche Kosten der Asbest-Berufskrankheiten (Basis 1989)

 

− Fälle insgesamt: 9 bis 106 summiert aus den Jahren 1990 - X

− verlorene Lebensjahre bei Annahme einer durchschnittlichen Restlebensarbeitszeit

von 20 Jahren:

9 bis 106  = 180 bis 2120  verlorene Arbeitsjahre

− vereinfachte Summierung auf der Basis des durchschnittl. Volkseinkommens (Nettosozi-

alprodukt zu Faktorkosten) von 1996: ≈ 68000 DM

• 180 bis 2120 Jahre x 68.000 DM = 12.2 bis 144 Mio. DM

• 15 % Zuschlag für produktiv genutzte Freizeit der Toten und

  Arbeitsunfähigen, einschl. der Einschränkungen in der Lebensqualität/

  verringerte Konsum-/Genußfähigkeit)

 insgesamt 14 bis 166 Mio. DM
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 Szenario 1:  kontrollierter Umgang nach Stand der Technik

• Ca. 2 bis 20 Krebsfälle in den Bereichen Dämmung / Wartung / Nutzung von Indust-

rieöfen und Abbruch von Altdämmungen (s. Tabelle 3) bei vollständiger Anwendung

der Maßnahmen.

 

 Szenario 2:  technisch gleichwertiges Faserprodukt mit geringerem Gesundheitsri-

siko

 Max. 1 Krebsfall  (0.1 bis 1) in den Bereichen Dämmung / Wartung / Nutzung von Indust-

rieöfen und Abbruch von Altdämmungen (s. Tabelle 3) bei flächendeckender Verwen-

dung des Ersatzproduktes.

 Nutzen des Szenarios 1:  kontrollierter Umgang

• eingesparte Behandlungs-, Rebilitations- und Rentenkosten: bei 80 %-iger Reduktion (von

9 bis 106 auf 2 bis 20) der Erkrankungsfälle: 80 % von 0.3 bis 3.7 Mio DM pro Jahr →

0.24 bis 3 Mio DM pro Jahr.

• Volkswirtschaftlicher Gewinn an Arbeitszeit und produktiv genutzter Freizeit: 80 % von ca.

0.7 bis 8.3 Mio DM pro Jahr   →  0.6 bis 6.6 Mio DM pro Jahr.

• 1000 neue Arbeitsplätze im Bereich technische Arbeitsschutzmaßnahmen (bezogen auf

ein Investitionsvolumen von ca. 200 Mio. DM).

• 100 neue Arbeitsplätze im Feuerfestbau (Isoliergewerbe).

 Nutzen des Szenarios 2:  technisch gleichwertiges Ersatzprodukt

 eingesparte Behandlungs-, Rebilitations- und Rentenkosten;

ca. 0.3 bis 3.7 Mio DM pro Jahr.

• Volkswirtschaftlicher Gewinn an Arbeitszeit und produktiv genutzter Freizeit:

ca. 0.7 bis 8.3 Mio DM pro Jahr.

• eingesparte Umwelt- und Entsorgungskosten; u. a. durch höhere inharente Sicherheit;

nicht quantifiziert.
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11 Risikobewertung / Entscheidungsfindung

Im Interesse differenzierter Entscheidungen und einer zielführigen Diskussion ist eine

Strukturierung der Diskussion unbedingt zu empfehlen. In einer Matrix (Tabelle 6) werden

hierzu der Ist-Zustand und ein oder mehrere Szenarien (geprägt durch die ausgewählten

Handlungsoptionen) Entscheidungsaspekten gegenübergestellt. Entscheidungsaspekte sind

Risiken für Gesundheit und Leben, Fallzahlen, Kosten, Nutzen, Auswirkungen auf Beschäf-

tigungszahlen, Garantenstellung, Wettbewerbsvorteil durch Innovation, Verfügbarkeit von

Ersatzprodukten oder -lösungen.

Der Entscheidungsaspekt ”Garantenstellung” (Tabelle 7) bedarf einer näheren Erläuterung.

Der Begriff stammt aus dem Qualitätsmanagement. Er meint die Gewährleistung der Um-

setzung einer Maßnahme in die Praxis und umfaßt damit die praktische Durchführbarkeit

einer Maßnahme sowie ihre dauerhafte Aufrechterhaltung, letzteres wird auch mit

”compliance” im internationalen Schrifttum bezeichnet. Die Garantenstellung wird von mo-

netären (Betriebskosten, externe Kosten) und nichtmonetären (Rechtsmittel, freiwillige Ver-

einbarungen, Anreizsysteme, Motivation/Betriebsführung, Kontrollmöglichkeit) Faktoren

beeinflußt. Der Entscheidungsaspekt Garantenstellung ist erforderlich, weil bei der Identifi-

zierung der Maßnahmenoptionen und der Abschätzung der damit einhergehenden Risiko-

verminderungen eine vollständige Gewährleistung der Umsetzung zunächst unterstellt wur-

de, diese Unterstellung aber nicht der Realität entsprechen muß.
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Tabelle 6: Grundlagen der Risikobewertung

Ist- Zustand
Kontrollierter

Umgang
(Szenario 1)

Substitutions-
faser 2

(Szenario 2)

geschätzte
Krebsrisiken1

bei der Dämmung 2.4 - 29 ‰ 0.03  -  0.3* ‰ 0.03  -   0.3 ‰ *)   mit Atemschutz

bei der Wartung 4.1 - 49 ‰ 0.06  -  0.7* ‰ 0.04  -   0.5 ‰ **) ohne Atemschutz

bei der Nutzung 0.6 -  7 ‰ 0.3   -   4**  ‰ 0.006 -  0.07 ‰

beim Abbruch 3.8 - 46 ‰ 0.02  -  0.2* ‰ 0.04   -  0.5 ‰

faserstaubbedingte
Krebstodesfälle3

(geschätzt)
bei der Dämmung
(600 Arbeitnehmer)

1.5  -  17 0.015  -   0.18 0.02  -  0.18

bei der Wartung
(600 Arbeitnehmer)

2.5  -  29 0.035  -   0.42 0.03    -  0.3

bei der Nutzung
(4.500 Arbeitnehmer)

2.6  -  32 1.5      - 18 0.03   -   0.3

beim Abbruch
(600 Arbeitnehmer)

2.3  -  28 0.01  -   0.12 0.03   -   0.3

Kosten 200 Mio. 
DM / Jahr

25 Mio.
DM / Jahr

Nutzen
     0.8 - 9.6

Mio. DM / Jahr

1.0 - 12.0 Mio.
DM /Jahr

 zzgl.  eingesparte
Kosten für  Umwelt u.
Entsorgung

Auswirkung auf die
Beschäftigtenzahl

+   100 AN
(Isoliergewerbe)

+ 1 000 AN
(techn. Arbeits-

schutz)
?

?

Garantenstellung
(Einflußfaktoren

s. Tabelle 7)
schlechter besser

Wettbewerbsvorteil
durch Innovation schlechter (?) besser (?)4

Verfügbarkeit des
Ersatzproduktes

gut 5
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Anmerkungen  zu Tabelle 6

1) Siehe Tabelle 5.

 

2) Für die Maßnahmenoption 2 (Substitutionsfaser) werden folgende Annahmen zug-
rundegelegt:

a) die Substitutionsfaser ist technisch gleichwertig.

b) die Faserstaubbelastungen entsprechen den in Tabelle 4, Seite 35 des
Sachstandsberichtes beschriebenen aktuellen Keramikfaserstaub-
Belastungen.

c) die Substitutionsfaser ist eine Kategorie 3-Faser; für den zu beurteilenden Be-
lastungsbereich wird angenommen, daß die Wirkungsstärke der Substituti-
onsfaser 1/100 der Wirkungsstärke des Keramikfaserstaubes beträgt.

3) Diese Spalte enthält die für die ausgewiesenen Einsatzbereiche abgeschätzte Gesamt-

zahl der erwarteten durch Faserstäube bedingten Krebstodesfälle in den jeweiligen Ex-

poniertenkollektiven. Es wird vorausgesetzt, daß jede Person des Exponiertenkollektivs

35 Jahre lang gegenüber den jeweiligen Faserstaubkonzentrationen exponiert ist. So

bedeutet der Todesfallzahl-Bereich von 1.8 bis 18 für den Einsatzbereich der Nutzung

bei Maßnahmenoption 1, daß erwartet wird, daß 1.8 bis 18 Personen von den 4.500

exponierten Personen infolge einer Krebserkrankung durch Keramikfaserstäube vor-

zeitig sterben werden. Der Sachstandsbericht enthält keine Angaben zur Latenzzeit der

durch Keramikfaserstaub zu erwartenden Tumoren.

4) Hier könnte das Szenario 2 einen Vorteil bieten, da die frühzeitige Entwicklung und

Vermarktung von Ersatzprodukten im Zusammenhang mit entsprechenden regulatori-

schen Maßnahmen Wettbewerbsvorteile schaffen und Produktionsstandorte sichern

kann.

5) Es wird davon ausgegangen, daß für die Mehrzahl der betrachteten Anwendungen Er-

satzprodukte in einem Zeitraum von 1 - 2 Jahren in ausreichender Menge verfügbar

sind.
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Tabelle 7: Einflußfaktoren auf die Garantenstellung

Einflußfaktor Garantenstellung
1

(Sz. 1 versus Sz. 2)
Begründung

Kosten

a) intern (Betreiber)

b) extern

-
-

deutlich höhere jährliche Kosten bei Sz. 1
ggf. zusätzliche Folgekosten für Abfallwirt-
schaft und Umweltschutz bei Weiterverwen-
dung von Keramikfasern in Sz. 1

Rechtsmittel - / o

Sz 1: Festlegung von AS-Maßnahmen (natio-
nal o. europ. Mindestvorgaben)

Sz 2: Ersatzstoffpflicht (national), Beschrän-
kung / Verbot (europäisch)

vergleichbar, Sz. 2 gewinnt ggf. durch euro-
paweite Beschränkung an Stringenz gegen-
über Sz. 1 (öffentliche Diskussion)

freiwillige Vereinba-
rungen

- zur Förderung des Einsatzes von Ersatzpro-
dukten    (Sz. 2) sicherlich eher erfolgreich als
zur Durchsetzung zusätzlicher AS-
Maßnahmen

staatl. Anreizsysteme - sind im wesentlichen nur für die Förderung
des Einsatzes von Ersatzprodukten (Sz. 2)
denkbar

Motivation / Betriebs-
führung

- für ein Ersatzprodukt (Sz. 2) muß nur der
Unternehmer, für einen kontrollierten Um-
gang (Sz. 1) müssen Unternehmer und Ar-
beitnehmer motiviert werden

Kontrollmöglichkeit
- / o vergleichbar, die Verwendung von Ersatzpro-

dukten  (Sz. 2) ist ggf. einfacher zu kontrollie-
ren als AS-Maßnahmen (Sz. 1) bei überwie-
gend temporären Tätigkeiten

1
 Die Garantenstellung umfaßt die praktische Durchführbarkeit  und Durchführung

(”Compliance”) von Maßnahmen zum Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer. Anhand einzelner

Einflußfaktoren, die die Umsetzung der jeweiligen Maßnahmen bestimmen, wird das Szenario

1 (kontrollierter Umgang) mit dem Szenario 2 (gleichwertige Ersatzfaser) verglichen:

+ Garantenstellung wird durch Szenario 1 gegenüber Szenario 2 verbessert

- Garantenstellung wird durch Szenario 1 ................ verschlechtert

o eine Entscheidung ist nicht möglich
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Die Beurteilung der Tabelle 6 erfolgt mit Hilfe der Beurteilungskategorien Akzeptabilität der

Risiken, Angemessenheit, Verteilungsgerechtigkeit, Vorsorgegedanke und funktionale Äqui-

valenz (siehe Tabelle 8 und 9). Es wird von Beurteilungskategorien statt von Beurteilungs-

kriterien gesprochen, weil die genannten Begriffe dem Urteilenden keine Maßstäbe an die

Hand geben, sondern lediglich Denkkategorien darstellen.

Der Begriff ”Akzeptabilität der Risiken” bezieht sich in diesem Zusammenhang nur auf den

Vergleich des zu beurteilenden Risikos mit anderen, vergleichbaren Risiken (Vergleichbar-

keit hinsichtlich der Parameter, die die menschliche Reaktion auf Risiken bestimmen, wie

Freiwilligkeit/Unfreiwilligkeit). Gemeint ist hier nicht die Akzeptabilität einer Management-

Entscheidung, in die neben dem Risiko auch alle anderen Einflußfaktoren einer Entschei-

dung, wie z. B. Kosten eingehen.

”Angemessenheit” meint eine effiziente Zielerreichung; ”Verteilungsgerechtigkeit” beinhaltet

den Fairneßgedanken; ”Funktionale Äquivalanz” der Szenarien, besonders bedeutsam bei

Ersatzstoffen, ist selbsterklärend; ”Vorsorgegedanke” bedeutet die Berücksichtigung der in

den gemachten Annahmen beinhalteten Unsicherheiten bei der Entscheidung.

Nunmehr erfolgt der Reihe nach in einem diskursiven Prozeß die Anwendung der genannten

Beurteilungskategorien auf die Tabelle 6. Dabei ist nicht jedes ausgefüllte Matrixfeld für eine

bestimmte Beurteilungskategorie einschlägig. Die ”Akzeptabilität der Risiken” beispielsweise

bezieht sich nur auf die Risikofelder in der Matrix und den gedanklichen Vergleich mit ande-

ren Stoffrisiken für Arbeitnehmer.

Das Ergebnis der aufeinanderfolgenden Anwendung der Beurteilungskategorien wird in

Tabelle 9 festgehalten, indem man die Beurteilungskategorien gegen die Szenarien aufträgt

und für jede Kategorie eine Plazierung der Szenarien vergibt.

Eine Gesamtsicht der Tabelle 9 führt zur Gesamtbewertung in Form einer Plazierung der

Szenarien.



Leitfaden für das Risikomanagement des AGS. . .  Seite  69

Tabelle 8: Detailbetrachtung zur Beurteilungskategorie ”Vorsorgegedanke”

getroffene Annahme
Sicherheit der

Annahme1

Szenario 1

”sicherer Um-
gang”

• Wirksamkeit der technischen Schutzmaß-
nahmen nach US-Erfahrungen

• Wirksamkeit von Persönlicher Schutzaus-
rüstungen entsprechend den Prüfnormen

• Vollständige Umsetzung der Maßnahmen in
den Betrieben

• Kosten für techn. und pers.bez. Maßnahmen

 

 +

 

 - -
 

 - -
 o

 

 Szenario 2

 ”gleichwertige
Ersatzfaser”

• Ersatzprodukte in 1 - 2 Jahren in ausreichen-
der Menge verfügbar

• mit den Keramikfasern vergleichbares Ver-
staubungsverhalten der Ersatzprodukte

• Krebserzeugende Wirkungsstärke gegenüber
Keramikfasern auf 1/100 reduziert

• Preis um 25% höher als bei Keramikfasern

• vollständiger Einsatz in allen Betrieben

-

+

o

o

o

1   sehr sicher  ++ + o - - - sehr unsicher
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Tabelle 9: Gesamtbewertung zur Entscheidungsfindung

Beurteilungskategorie Plazierung1
Anmerkung

Ist-
Zustand

Sz. 1 Sz. 2

Akzeptabilität

bzgl. der Risiken für den
Arbeitnehmer

3 2 1 Risiken des Ist-
Zustandes sind un-
üblich hoch

Sz. 2 bewirkt eine
deutliche Risikomin-
derung auch bei der
Ofennutzung

Angemessenheit
der aufgewendeten Mittel in
Relation zur erreichbaren
Risikominderung

k. A. 2 1

Verteilungsgerechtigkeit
im Hinblick auf die entste-
henden Lasten

3 2 1

Vorsorgegedanke
Berücksichtigung der Unsi-
cherheiten bzgl. der An-
nahmen in den Szenarien

k. A. ? ? Detailbetrachtung
s. Tabelle 8

Funktionale Äquivalenz
der Szenarien

k. A. ? ? wurde vorausgesetzt

1 Erläuterung:

1, 2 oder 3: relative Rangfolge (Plazierung 1 = bevorzugtes Szenario)

k. A. Aussage nicht sinnvoll

? Plazierung nicht möglich / nicht sinnvoll

Ergebnis des Probelaufes:

In der Gesamtbewertung  (Tabelle 9) ergibt sich nach Auffassung der Projektgruppe eine
Präferenz für das Szenario 2. Deshalb schlägt die Projektgruppe das Szenario 2 (Einsatz  des
technisch gleichwertigen Faserproduktes mit geringerem Gesundheitsrisiko ) vor.
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